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Ogni corpo ha la sua ombra; 
Ogni rosa ta ha sua spina! 


In Deutſchland und ebenſo in einem Theile Italiens be⸗ 
ſchäftigt ſich die Preſſe nicht ſelten mit Schweizeriſchen 
Zuſtänden. Abgeſehen von Reiſeberichten, hält namentlich 
die jetzige deutſche JTournaliſtik Wache über alle ſchlimmen 
oder einer ſchlimmen Deutung fähigen Vorgänge und Ge— 
ſtaltungen im Gebiete der Eidgenoſſenſchaft; ſie hält Wache 
mit einer Aufmerkſamkeit, die man bezüglich der Angelegen— 
heiten ihrer eigenen Heimath ſehr häufig (und zwar 
nicht immer ohne einige Verwunderung), vollſtändig vermißt. 
Die Blätter von Augsburg und Berlin, von Wien und 
München, und noch viele andere, wetteifern in einem und 
demſelben Beſtreben. Reicht die Schwarzfärbekunſt der eigenen 
Correſpondenten jener Zeitungen manchmal nicht vollſtändig 
aus, ſo tragen dieſe Blätter in ſolchem Falle ausnahmsweiſe 
nicht das geringſte Bedenken, ihre Originalleiſtungen zu ver- 
vollſtändigen durch die en deutſcher oder italieniſcher 
Winkelblättchen, — wie dies z. B. kürzlich in der Augsburger 
Allgemeinen geſchehen iſt. Der Eindruck, der durch alle 
dieſe Berichte hervorzubringen geſucht wird, läßt ſich im Wer 
ſentlichen etwa mit folgenden Worten andeuten: 

„Die Schweiz befindet ſich in einem Zuſtande regelmäßiger, 
geordneter, permanenter Anarchie. Es waltet und gebietet 
hier nichts anderes, als die Brutalität der rohen und dummen 
Maſſen, — die barbariſche Stimmenmehrheit des, einem jeden 
ehrgeizigen Demagogen, beſonders einem jeden ehrgeizigen 
Schulmeiſter, dienſtbaren, dabei jeder Zeit wandelbaren, aber 
auch auf die gemeinſte Art nicht nur irre zu führenden, ſondern 
vielmehr käuflichen und beſtechlichen Pöbels. In Folge deſſen 
fehlt jede Stabilität. Ein eigentlicher Beamtenſtand, wie 
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namentlich Deutſchland mit einem ſolchen ſich beglückt fühlt, 
fehlt gleichfalls vollſtändig. Alle Angeſtellten werden gewählt; 
mittelbar oder unmittelbar durch das unwiſſende Volk, das 
doch von eben dieſen Beamten regiert werden ſoll; und 
— nur gewählt auf eine beſtimmte Anzahl von Jahren. So— 
gar die Richter gelangen durch ſolche Volkswahl auf ihre 
Amtsſtühle; ja ſie brauchen nicht einmal ſtudirt zu haben. 
Dabei ſchlechte Beſoldungen, keine „pragmatiſchen Rechte;“ 
keine Penſionsanſprüche. Darnach bedarf es aber auch ſelbſt— 
verſtändlich gar keines Nachweiſes, daß Alles ſchlecht geht. 
Was muß das für eine Verwaltung, für eine Juſtiz, für 
eine Polizei fein?! Das will man gar nicht näher unter⸗ 
ſuchen (vermuthlich um aus purer chriſtlicher Liebe die Blößen 
nicht allzuſehr aufzudecken!) Eine kräftige Ordnung iſt 
auch ſchon um deßwillen geradezu unmöglich, weil man, 
nicht einmal ein einziges Bataillon ſtehender Soldaten 
beſitzt, ſondern nur aufgebotenes Volk, das nichts weniger 
als den wahren militäriſchen Geiſt in ſich aufzunehmen 
vermag, und das ſonach eigentlich nichts taugt. — Weitaus 
am allerärgſten aber ſieht es mit den Finanzen aus. 
In Offenlegung dieſes ſchlimmen Punktes hat ſich ganz be— 
ſonders die Augsburger Allgemeine Zeitung ſeit zwei Jahren 
wahrhaft ausgezeichnete Verdienſte erworben, indem ſie Jahr für 
Jahr die ungeheuren Defizits kund macht, welche ſich nach dem 
Abſchluſſe der verſchiedenen Kantanalbüdgets ergeben. Die 
Augsburger Allgemeine iſt ſonſt gewiß nicht übermäßig 
riguros, wenn zuweilen einmal ein kleiner Ausfall in einer 
großen Staatsrechnung vorkommt; ſie hat vielmehr dieſe ihre 
milde Beurtheilungsweiſe ſeit Jahrzehnten ſchon thatſächlich 
erprobt, indem ſie durch Hunderte von Finanzberichten aus 
Oeſterreich darthat, daß man wegen einzelner Vorkomm⸗ 
niſſe in außerordentlichen Zeiten, wegen Papiergeldvaluta 
und „freiwilliger“ Anlehen der bekannten Art, ſich doch nie 
beirren laſſen dürfe im feſten Vertrauen auf die ſolide Be— 
gründung einer Staatsfinanz. Wenn ein, in ſolchen Dingen 
ſo mild urtheilendes Blatt gleichwohl uns erſchreckt mit Angabe 
der Defizite, an denen faſt alle Kantone der Schweiz leiden; 
wenn es uns ohne Schminke zeigt, wie die Ausfälle in dieſer 
Republik immer größer und ärger werden, ſo müſſen wir eben 
darin den Beweis erblicken, daß ſich das Be Finanz⸗ 
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weſen in einem Zuſtande gründlichſter Unordnung und Zer— 


rüttung befindet, aus welchem dasſelbe herauszubringen, eine 


alle menſchliche Kunſt und Weisheit weit überſteigende Auf— 
gabe fein würde, wozu es eines neuen Herkules, eines Hal b— 
gottes, bedürfte, da menſchliche Kräfte hiezu nicht mehr 


ausreichen. Wir haben alſo die totale Hoffnungsloſigkeit eines 


jeden derartigen Verſuches ſchon a priori anzuerkennen. Daher 
kein Wunder, wenn uns die Augsburger Allgemeine dieſer 
Tage den Artikel eines kleinen Blattes aus Savoyen repro— 
duzirte, deſſen Verfaſſer (vermuthlich im ſtolzen Gefühle der 
blühenden Zuſtände des Finanzweſens im Sardiniſchen 
Königſtaatek), der Welt ſo beiläufig andeutet, wie es 
mit der Exiſtenz der Republik Schweiz eigentlich nachgerade 

zur Neige gehe; wie der einſichtige Theil der Bevölkerung 
immer mehr die Nothwendigkeit erkenne, dieſer republikaniſchen 
Steuerwirthſchaft ein Ende zu machen; wie nur die Ein⸗ 
führung der ſtabilen Formen einer Monarchie wahre Ruhe 
und Ordnung begründen könne, unterſtützt durch einen tüch— 
tigen Beamten ſtand und ein gehöriges ſtehendes Heer. 
Schon fühle ſich das Volk allenthalben unbehaglich, es ſehe 
endlich ein, wo es ihm fehle, u. dgl. mehr“ 

Nun denn! Zuſtände, die in allen Beziehungen und nach 
allen Anforderungen v ollkommen wären, gibt es allerdings 
nirgends. Werden doch f ſogar die abſolutiſtiſche Kreuz-, 
dieſe und jene „eonſtitutionelle,“ und die, gewöhnlich auf der 
einen Seite conititutionelle, auf der andern abfolutiftifche 
Augsburger Allgemeine Zeitung, zugeſtehen müſſen: daß ſelbſt 
in den von ihnen vor Allen glücklich geprieſenen Staaten, 
doch noch vielleicht da oder dort irgend eine kleine 
Verbeſſerung oder Vervollkommnung nicht ganz und gar 
außer dem Bereiche aller und jeder Möglichkeit liegen zu 
dürfen ſcheinen möchte. 

Allein wenn ſelbſt ein ſolches, von der männlichen Frei— 
müthigkeit jener Zeitungen rühmlichſtes Zeugniß ablegendes 


*) Der Schuldenſtand wurde im Sardiniſchen Staate vom 7. Sept. 


1848 blos bis zum 11. Mai 1854 um 503 ½ Mill. Lire vermehrt. 


Davon betrugen: die Kriegsentſchädigung an Oeſterreich 78 % Mill., 
die eigenen Kriegskoſten 127 Mill., und der Eiſenbahnbau 110 Mill. 
Seitdem wurden mehrere neue Mlehen gulg nemme 
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Anerkennt niß der eigenen Nichtvollendung in Vollkommenheit, 
gar nicht gewährt würde, — ſo wollen wir es ohne alle Um⸗ 
ſchweife kurzweg ausſprechen: in der Schweiz iſt keines- 
wegs Alles vollkommen. Und daraus machen die 
Schweizer ſelbſt am allerwenigſten ein Hehl. In einem Lande, 
in welchem volle Rede- und volle Preßfreiheit beſteht, ergibt 
es ſich von ſelbſt, daß, was Dieſer oder Jener zu tadeln, oder 
was er anders zu wünſchen hat, auch bekannt wird. Die 
Leute ſind nicht durch Strafgeſetze künſtlich gezwungen, 
ihre wahre Meinung zu verbergen; ſie ſehen ſich vielmehr 
durch die Natur der Verhältniſſe eigens darauf hingewieſen, 
ihre Anſichten öffentlich kund zu geben, um die Mehrheit von 
deren Richtigkeit zu überzeugen, damit dieſe nämlichen An⸗ 
ſichten ſofort zur Geltung gebracht und verwirklicht werden. 

So rückhaltlos nun aber jeder vernünftige Menſch das An⸗ 
erkentniß ausſprechen wird: „in der Schweiz iſt weitaus nicht 
Alles vollkommen,“ — ſo folgt doch daraus noch keineswegs 
die Richtigkeit ſolcher Schilderungen, wie wir dieſelben eben 
anführten, und durch welche, (freilich nicht gerade immer in 
ſo nackten Worten, wie wir dieſelben mittheilten, wohl aber 
dem Weſen nach) bewieſen werden ſoll, daß in der Eid⸗ 
genoſſenſchaft geradezu ſo ziemlich Alles ſchlecht ſei, und 
daß dem Volke kein anderer en bleibe, als — Umſturz 
ſeiner Verfaſſung. 

Mit blos allgemeinen Ni wird in Wirklichkeit 
nichts bewieſen. Man muß im Einzelnen prüfen. 

Verſuchen wir es alſo, die wichtigſten öffentlichen 
Einrichtungen einfach in ihrem wirklichen Beſtande zu 
ſchildern, und dann, ebenſo einfach, die weſentlichſten that⸗ 
ſächlichen Ergebniſſe mit den in andern Staaten erzielten 
Reſultaten zu vergleichen. 

Darnach wird ſich am beſten ergeben, ob die Schweizer 
denn wirklich ſo unglücklich ſind, wie man ſie ſchildert. 

Anmerkung. 

Wir ſchalten hier ein Paar ſtatiſtiſche Notizen ein. 

Die Schweiz umfaßt Angehörige von vier verſchiedenen Natio⸗ 
nalitäten: 1) Deutſche, etwa 1,800,000; 2) Franzoſen, gegen 
500,000 (in den Kantonen Waadt, Genf und Neuenburg, dann 
theilweiſe Wallis, Freiburg und Bern); 3) Italiener, ungefähr 
140,000 (in Teſſin und einem kleinen Theile von Graubuͤnden; 
4) Romanen, etwa 45,000, in einem Theile von Graubünden. 
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Hier eine ſtatiſtiſche Ueberſicht der einzelnen Kantone, nach den 
Reſultaten der Zählung vom Jahre 1850. 


Meilen. 


Quadrat⸗ 


Volks- 
zahl. 


Davon 
Reform.] Katholik. 


Bern 121 487,921 403,769 34,044 
Zürich 35 250,154 | 245,928 6,690 
Aargau i 2⁴ 199,720 107,194 91,096 
Waadt 5 56 199,455 | 192,225 6,962 
St. Gallen 5 36 169,308 64,192 | 105,570 
Luzern E 152,789 1,565 | 151,280 
Teſſin 409 117,597 50 | 117,707 
Freiburg | 27 99,805 | „12 155 | 87,755 
Graubünden 140 89,840 | 51,855 | 38,059 
Thurgau | 15 88,819 66,984 21,924 
Wallis | Mole 81,827 1480 1,126 
Baſel, Stadt ) . 0 29,555 24,085 3,308 
„ Land 6 ( 9 850 386,816 9,032 
Neuenburg 14 J 70,679 64,952 | 3,870 
Solothurn . 12 69,615 8,097 | 61,556 
Genf. : 2 - 47 65,952 | 54,212 | 29,764 
Appenzell Außer⸗Rhoden 45,399 12,746 875 
u Inner⸗Rhoden | 77 11,270 42 11,250 
Schwyz | 16 ! 17 155 | 44,015 
Schaffhauſen 3 ẽ33,278 35,880 1.411 
Glarus aa 15 | 30,197 26,281 | 3,952 
Unterwalden ob dem Walde f 5 13,798 | 16 | 15,785 
„nit dem Walde / 11,557 2 11,997 
Jug 4 17,436 125 17,556 
Mi nn 20 | 14,00 12 14,495 
Zuſammen 724 AR f 8 971,840 


Die Berechnung des Areals dürft 
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e etwas zu niedrig gegriffen 


und die Summe beiläufig zu 730 geographiſche Quadr.⸗Meilen an⸗ 
zunehmen ſein. Was die confeſſionellen Verhältniſſe betrifft, ſo iſt 
noch zu bemerken, daß die Zahl der Juden im Jahr 1850 zu 3146 
angegeben ward. 


Das Grundprincip der Verfaſſung. 


Einziger Zweck des ganzen Staatsverbandes iſt hier, nicht 
nur dem Namen, ſondern auch der That nach: die Sicherung 
und Förderung des Wohles aller Staatsangehörigen. 

Da man nun aber hiebei von der Grundanſicht ausgeht, 
daß im Allgemeinen jeder Einzelne ſchon am beſten heraus⸗ 
finde, was ihm zweckmäßig und nützlich ſei, ſo entwickelte ſich 
thatſächlich das Princip, daß die Einzelnen nicht weiter beſchränkt 
werden dürfen, als dieſe Einzelnen ſelbſt, in ihrer Mehrheit, 
für zweckmäßig und nützlich erkennen. 

Die Gemeinden — der erſte Grad politiſcher Verbin⸗ 
dung — erſcheint heute noch thatſächlich kaum als etwas An⸗ 
deres, denn eine Vereinigung der in einem kleinen Bezirke 
bei und neben einander Wohnenden, behufs Herſtellung folcher- 
Einrichtungen, welche Allen gleichmäßig nützlich und darum 
wünſchenswerth ſein müſſen, welche aber die Kräfte jedes Ein⸗ 
zelnen allzuſehr in Anſpruch nehmen oder ſelbſt überſteigen 
würden. Aehnlich verhält es ſich mit andern Anordnungen 
im Communalverbande. Die Vereinigung von Bürgern zu 
einer Gemeinde, ſo wie ſie in der Schweiz beſteht, iſt eine 
dermaßen naturgemäße, dermaßen naturnothwendige, daß, 
wenn z. B. ein gleichſam allmächtiger Eroberer des Landes 
alle Gemeindeverbände als ſolche aufgehoben erklärte, 
die einzelnen Familienväter jeden Augenblick ſofort, ihres 
eigenen Wohles wegen, freiwillig wieder zuſammentreten 
würden und müßten, um Das zu erſtreben, was heute der 
Gemeindeverband leiſtet und gewährt. j 

Geſetz und Bedürfniß ſtehen alfo hier in vollſter Har⸗ 
monie. 

In manchen Theilen Deutſchlands hat ſich zwar ein 
dem ſchweizeriſchen noch einigermaßen ähnliches Verhältniß | 
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aus den frühern Zeiten forterhalten. Während des Mittel⸗ 
alters hätte man einen andern Zuſtand gar nicht als mög— 
lich begriffen, denſelben eigentlich gar nicht denken können. 

Mit der exorbitanten Ausdehnung, die man, beſonders 
ſeit dem 18. Jahrhunderte, dem Begriffe Hohheitsrecht 
gab, änderte ſich im nichtſchweizeriſchen Mitteleuropa mehr 
und mehr das Verhältniß der Gemeinde, in ihrer rechtlichen 
Stellung zum Staate. Die Gemeinde blieb nicht, was ſie 
urſprünglich war: eine, den gemeinſamen Zwecken aller Einzelnen 
dienende, naturgemäße Vereinigung der bei einander Woh— 
nenden; ſondern ſie ward (zuerſt in einem Punkte, dann in 
noch einem, und endlich in gar vielen Punkten) fo umgewan⸗ 
delt, als ob der Zweck der ganzen Verbindung eigentlich nur 
der ſei, die Vollziehung der von oben herab kommenden 
Anordnungen und Befehle zu erleichtern und zu ſichern. 

Aus einer naturgemäßen Vereinigung der Nachbarn zur 
Erreichung beſtimmter gemeinſamer Zwecke, die nur unmittel— 
bar ihrer Wohlfahrt dienen ſollten, ward die Gemeinde, 
in mehr oder weniger ausgedehntem Grade, — gleichſam in 
eine Staatsanſtalt umgewandelt. 

Noch mehr als in Deutſchland geſchah dieſe Umwandlung 
in Frankreich, und durch dieſes auch auf dem deutſchen 
linken Rheinufer. — Der hierin liegende Unterſchied dehnt 
ſich faſt über alle einzelnen Verhältniſſe aus. 

Der Gemeinde verband konnte ſchon in früher Zeit 
nicht ausreichen. Man bedurfte auch noch eines größeren, 
hier des Kantonal- oder Staats verbandes. Das Grund— 
verhältniß blieb aber ähnlich wie im Ortsverbande. Die 
Kantonsgem einde entſchied nach Stimmenmehrheit ihrer 
Angehörigen, gerade wie in der Commune. Die „Lands⸗ 
gemeind e“ beſorgte ihre Angelegenheiten. In den größern 
Kantonen gelangte man zu einem Repräſentationsſyſteme 
(Errichtung von großen Räthen); in manchen der kleinen 
Kantone beſteht dagegen die „Landsgemeinde“ noch heute fort 
(in Ob⸗ und Nidwalden, Uri, Glarus und Appenzell.) Allein 
auch beim Repräſentationsſyſteme entſtand nicht ein innerer 
Gegenſatz zwiſchen Regierenden und Regierten; die Regierenden 
erſcheinen vielmehr blos als die Organe und Werkzeuge des 
in der Großrathsverſammlung ſeine Souveränitätsrechte aus— 
übenden Volkes; die ernannten Regierungsräthe ſind 
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blos die Willensvollzieher, jener Verſammlung, darum ihr auch 
nicht co ordinirt, ſondern entſchieden ſub orbinirt. Bei der 
Entwicklung größerer Staatenſyſteme konnte auch die Kantonal— 
vereinigung nicht mehr genügen. Nun traten dieſe Kantone 
ſelbſt, freiwillig, zuerſt in einen äußerſt loſen, dann in 
einen wenigſtens etwas feſteren, Bundes verband. Hiebei 
ging man aber immer von der Anſicht aus, daß der Bund 
gar keine weitern Hohheitsrechte in ſich vereinige, als Die- 
jenigen, welche ihm ſpeziell übertragen wurden. So ſtehen 
die Dinge heute noch in der Schweiz. Die Kantone ſind 
ſouverän, mit Ausnahme derjenigen Verhältniſſe, die ſie 
dem Bunde ſpeziell übertragen haben. Man hegt eine große 
Scheu vor allzubedeutender Ausbildung eines Verhältniſſes, 
das der Controlle der Einzelnen und der Gemeinde freilich 
entſchieden entrückt iſt. Dieſe Scheu geht wohl vielfach zu 
weit, indeſſen hat es eben doch ſein Gutes, wenn ein Volk 
der möglichſt unmittelbaren Controlle aller öffentlichen An⸗ 
gelegenheiten ſich nicht weiter entäuſſert, als ſolches durch 
die Natur der Verhältniſſe bedingt wird. Die Früchte all⸗ 
zugroßer Centraliſation ſind mitunter gar bitter und herb. — 

Man überzeugt ſich, daß Rouſſeau's contrat social wenig⸗ 
ſtens in einigen Grundideen, nicht gerade ſo ganz und gar 
das Gebilde einer zuͤgellos umherſchweifenden leeren Phan— 
taſie iſt. 

Das ganze Gebäude des Gemeinweſens hat ſich in der Eid— 
genoſſenſchaft von unten — „von der breiteſten democratiſchen 
Baſis“ — nach oben entwickelt. 

In dieſer Beziehung unterſcheidet ſich die Schweiz nicht 
nur von den monarchiſchen Staaten Mitteleuropas, ſondern 
auch von der frühern Republik Frankreich. Denn in dieſer 
ſogenannten „Republik“ behielt man ſorgſam die alte Ein— 
richtung bei, wonach die ganze Hohheitsgewalt in Wirk⸗ 
lichkeit von oben ausging und nach unten ihre Strahlen ſendete. 
Kam man doch nicht einmal dahin, daß die Bauern im kleinſten 
Dörfchen kurzweg ihren „Maire“ ſelbſt ernennen durften, wie 
denn die Departemental-, die Bezirks- und die Gemeinde— 
organiſation den herrſchenden Begriffen nach nichts Anderes 
ſein ſollten, als adminiſtrative Eintheilungen, behufs Voll⸗ 
ziehung der an der Centralſtelle zu Paris concentrirten Allein= 
weisheit und Alleingewalt. 
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Dagegen finden wir in Nordamerika im Weſentlichen 
das nämliche Verhältniß, wie in der Schweiz. In manchen 
Beziehungen auch ſelbſt in England, ſo weit die altgerma⸗ 
niſchen Einrichtungen (vor allen das Princip des Selfgo- 
vernement) daſelbſt fortbeſtehen, und nicht durch einzelne 
monarchiſche oder noch weit mehr ariſtokratiſche Einflüſſe 
modifizirt wurden. 

Allein die Schweiz kennt nicht das engliſche Syſtem eines 
Gleichgewichts der Staatsgewalten. 

Seit Montesquieu gilt dieſes ſogenannte Syſtem als 
Produkt der höchſten politiſchen Weisheit. Eine überall 
verbreitete und zahlreiche Partei (die ſogenannte doctrinäre) 
findet in dieſem „Gleichgewichte der Gewalten“ den Gipfel⸗ 
punkt alles menſthlichen Strebens hinſichtlich der Staatsor— 
ganiſation im Innern. 

Wir verweilen nicht bei Auseinanderſetzungen 9 0 daß 
es ſich ſelbſt in England nichts weniger als um ein Se 
menſchliche Weisheit erdachtes „Syſtem“ handelt, ſondern 
um eine Geſtaltung, die ſich im Laufe der Jahrhunderte in 
jenem Lande, (und zwar das eine Mal mittelſt dieſer, das 
andere Mal mittelſt jener Abänderung), allmälig ſo und ſo 
entwickelte. Ebenſo wenig wollen wir in eine Kritik des eng⸗ 
liſchen Syſtems eingehen, gleich wenig, wie in eine Prüfung 
der bekannten Worte, welche der ruſſiſche Kaiſer Nicolaus 
an den franzöſiſchen Marquis Cuſtine richtete: „In Ruß⸗ 
land beſteht der Deſpotismus, er iſt das Weſen meiner 
Regierung, aber er ſteht im Einklange mit dem Volksgeiſte. 
— Ich begreife die Republik; ſie iſt eine aufrichtige und ehr⸗ 
liche Regierungsform; mindeſtens kann ſie es ſein. Ich be⸗ 
greife auch die abſolute Monarchie, weil ich ja ſelbſt an der 
Spitze einer ſolchen Ordnung der Dinge ſtehe. Aber die 
repräſentative Regierung, die ſogenannte conftitutionelle Mo⸗ 
narchie begreife ich nicht. Sie iſt die Regierung der Unwahr— 
heit, der Ueberliſtung und der Beſtechung; ehe ich ſie annähme, 
würde ich bis nach China zurückweichen“ *). 


) Es iſt bemerkenswerth, in welcher Weiſe ſich der hochariſtokra— 
tiſche Chateaubriand ſogar über die Pairskammern äußert. 
In ſeinen Memoires d’Outre Tombe, vol. 9, jagt er: „Les assem- 
blees aristocratiques rögnent glorieusement lorsqu'elles sont 
souveraines et seules investies de droit et de fait de la puis- 
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In der Schweiz weiß man nichts und will man nichts wiſſen 
von ſolchem Syſteme des Gleichgewichts der Gewalten. 
Die herrſchende Anſicht läßt ſich vielmehr ſo ausdrücken: 
Warum eine fo complizirte Einrichtung, wo eine ganz 
einfache genügt? Warum es mit derartigen Aequilibri⸗ 
ſtenkünſten verſuchen, die eben doch bei jeder Bewegung 
in Gefahr bringen können, vom Seile hinabzuſtürzen? Und 
beſtände auch dieſe Gefahr gar nicht; warum fortwährend ſo 
viele Kräfte aufbieten, um eine Bewegung zu erzeugen, 
und gleichzeitig wieder fortwährend ſo viele andere Mittel, 
um jene ſelbſtorganiſirte Bewegung ſelbſt wieder zu hemmen, 
ſo daß ein anſehnlicher Theil höchſt nutzbarer Kräfte in ab— 
ſichtlich herbeigeführtem, ununterbrochenem entgegengeſetz⸗ 
tem Streben, rein nutzlos vergeudet wird? Man rühmt 
den Erfolg. Aber iſt derſelbe wirklich in allen Beziehungen 
ſo erfreulich? Auch abgeſehen von der höchſt ungleichen Ver⸗ 
theilung des Nationalvermögens, — ſprechen wirklich die 
finanziellen Ergebniſſe des Staatshaushaltes für das 
engliſche Syſtem? Wie haben ſich das Abgaben- und das 
Schuldenweſen — die ſo mannigfach und tief einwirken auf 


sance: elles offrent les plus fortes garanties; mais, dans les 
gouvernements mixtes, elles perdent leur valeur, et 
sont miserables quand arrivent les grandes crises... Faibles 
contre le roi, elles n’empechent pas le despotisme; faibles 
contre le peuple, elles ne previennent pas l’anarchie. Dans 
les commotions publiques, elles ne rachetent leur existence 
qu’au prix de leur parjures ou de leur esclavage. La Chambre 
des Lords sauva-t-elle Charles I.? Sauva-t-elle Richard Crom- 
well, auquel elle avait prete serment? Sauva-t-elle Jacques II.? 
Sauvera-t-elle aujourd'hui les princes de Hannovre? Se sau- 
vera-t-elle elle meme? Ces prétendus contrepoids 
aristocratiques ne font qu’embarrasser la balance, 
et seront jetes tot ou tard hors du bassin.“ 

Bemerkenswerth iſt, wie der Verfaſſer der Juniusbriefe gar 
oft nicht umhin kann, die Grundlage der engliſchen conftitutionellen 
Einrichtungen anzugreifen; z. B. gleich in ſeiner dedication: „J am per- 
suaded you will not leave it to the choice of seven hundred 
persons, notoriously corrupted by the crown, whether seven 
millions of their equals shall be freemen or slaves.“ Aehnlich 
im 27. Briefe sc. Und daß die Reformbill aller Corruption ein Ende 
gemacht habe, wird auch Niemand behaupten. 


Wohl und Weh jedes Volkes, — wie haben dieſe ſich gerade 
in den meiſten Ländern des entwickelten Conſtitutionalismus 
geſtaltet? in England, in Belgien, in Piemont? Es ſei 
ferne von uns, dem Abſolutis mus eine Lobrede zu halten, 
— dem Abſolutismus, der oft genug nur dann die Steuern 
nicht höher ſchraubte, wenn ſolches unmöglich war, da 
unter dieſem Regime ein wahrer Volkswohlſtand wohl kaum 
zu gedeihen vermag; und der ſchon mehr als einmal mit 
neuen Anlehensaufnahmen nur darum aufhörte, weil es 
ihm am erforderlichen Credite gebrach. Aber zurückweiſen 
müſſen mir die Anſicht, daß nur wer theuer regiert werde, 
auch gut regiert werde. Es laſſen ſich vielmehr Fälle denken, 
in denen ein Volk recht theuer und doch nichts weniger 
als gut regiert wird. In der Schweiz aber ſtrebt man nach 
dem Ziele: gut und möglichſt wohlfeil zugleich — ſich 
ſelbſt zu regieren. Und wenn es auch eine alberne Ueber— 
hebung wäre, die erlangten Reſultate als unbedingt tadel- 
und makellos, als frei von allem und jedem Fehler darzu— 
ſtellen, ſo läßt ſich doch hinwieder mit beſtem Gewiſſen 
behaupten: daß die Einrichtungen und Zuſtände der Eidge— 
noſſenſchaft jenen herben Tadel keineswegs verdienen, der nur 
allzuhäufig über fie ausgegoſſen werden will; daß vielmehr 
die Schweizer mit jenen Reſultateu ſehr zufrieden ſein 
können, und daß die gedachten Ergebniſſe ſelbſt eine ſtrenge 
Vergleichung mit den anderwärts erlangten, durchaus nicht 
zu ſcheuen haben. 

Wer die Schweiz und deren Verhältniſſe näher kennt, und 
nur einigermaßen unbefangen beurtheilt, wird zuge— 
ſtehen, daß dieſe unſere Auffaſſung der Uebertreibung und 
der Leidenſchaftlichkeit nicht beſchuldigt werden kann! 

„Aber die Herrſchaft der rohen Maſſe, — die brutale 
Stimmenmehrheit!“ hören wir ausrufen. Je nun! Entweder 
muß der Wille der Majorität, oder es muß jener einer 
Minorität maßgebend ſein. Ein Drittes gibt es nicht. 
Man mag unbedingt den Satz zugeben, daß bei einer Herr— 
ſchaft einer größern oder kleinern Minorität (Monarchie, 
Ariſtokratie, Oligarchie) möglicher Weiſe der oder die Ge— 
walthaber ihrer Zeit vorauseilen können mit guten Maß⸗ 
regeln. Aber liegt nicht die Möglichkeit des Gegentheils 
an ſich ſchon eben ſo nahe? und wird dieſe Möglichkeit nicht 
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zur hohen Wahrſcheinlichkeit geſteigert ſchon dadurch, 
daß alle jene herrſchenden Minoritäten, ihrer ganzen Stellung 
und Erziehung nach, weit eher zum Feſthalten am Weſtehen— 
den, als zu einem „ihrer Zeit Voraus eilen,“ geeignet ſein 
werden? Und hätte wirklich ein ſolches Voraus eilen 
einen ſo ſehr hohen Werth? Wie wenig Stabilität trägt es 
in ſich ſelbſt; wie wenig würde eine ſolche künſtliche eee 
einem, ſelbſt nur leichten, Sturme Trotz bieten! 

Und zeigen ſich denn die Folgen der gefürchteten „Pöbel⸗ 
herrſchaft“ wirklich in ſo entſetzlichem Lichte? 

Es hat ſeine Richtigkeit, daß manche Dinge, zumal Neuerun⸗ 
gen, oft von einem niedrigern, zum Theil ſelbſt von einem klein⸗ 
licheren Standpunkt aus betrachtet und beurtheilt werden. 
Es hat ſeine Richtigkeit, daß große Summen für koloſſale 
Schöpfungen hier nicht ſo leicht vom Gemeinweſen zu erlan- 
gen ſind, wie in anderen viel größeren Staaten. Allein einer⸗ 
ſeits iſt es augenſcheinlich, daß ſich dies eben, wenigſtens zum 
Theil, als Folge des Umſtandes ergibt, daß die Schweiz an 
ſich ein kleines, von Natur armes Binnenland, kein Reich von 
30, 40 oder mehr Millionen Menſchen iſt, die ſich eines frucht⸗ 
baren Bodens und guter Seehäfen erfreuen. Anderſeits aber 
darf man doch bei aller Beſcheidenheit fragen: in welchen, 
einen wirklichen Culturfortſchritt bekundenden Mo⸗ 
menten iſt denn die Schweiz ſo ſehr zurückgeblieben? Etwa 
im Erziehungsweſen? Wir geben unbedingt zu, daß die 
Zahl der Hoch- und Feingebildeten in Deutſchland ſich größer 

ſtellt. Gleichzeitig aber vermag man ſich der Wahrnehmung 
nicht zu verſchließen, daß die Menge derjenigen, welche ſich 
einer guten und ſoliden Mittelbildung oder auch noch 
etwas mehr erfreuen, hier entſchieden ein Uebergewicht be— 
hauptet in jenem Vergleiche. Für gewöhnliche Volks- und ſ. g. 
Sekundarſchulen geſchieht hier mehr als in Deutſchland, in Frank⸗ 
reich und in Italien ohnehin. Obwohl die formelle Kirchlichkeit 
noch ſehr mächtig iſt, ſowohl in den katholiſchen als auch in 
den proteſtantiſchen Kantonen, ſo finden wir doch die Stellung 
der Lehrer in vielen derſelben als eine ungleich beſſere, denn 
in jenen Nachbarländern. Und die Ergebniſ ſe beweiſen 
thatſächlich, daß man hier gewiß nicht mehr, als es in 
Deutſchland geſchieht, über „Dünkelhaftigkeit“, über „Ueber⸗ 
hebung“ der Lehrer zu klagen hat. Vielmehr gewahrt man gerade 
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in dieſen Kantonen allenthalben Beiſpiele, daß gewöhnliche 
Schullehrer — nicht künſtlich niedergehalten — ſich durch 
ſolide Weiterentwicklung ihres Wiſſens zu dieſer oder jener: 
höhern Stufe, in dieſem oder jenem Stande, emporarbeiteten. 
Oder bleibt die Schweiz zurück hinſichtlich der Wohlthä— 
tigkeitsanſtalten? Das behaupte Niemand. Da man ein 
wirkliches Gemeinweſen beſitzt, als deſſen Glied ein Jeder 
ſich auch fühlt, ſo lebt ſtets ein Gemeinſinn, der ſich 
nicht etwa blos in leeren Phraſen kund gibt (wie man 
meint), ſondern fort und fort in Handlungen erprobt. Es 
mag unbedingt zugegeben werden, daß Viele durch die Eitel-⸗ 
keit einer Namen sverewigung ſich zu Stiftungen und 
Vermächtniſſen beſtimmen laſſen. Unbeſtreitbar aber iſt es, 
daß ſolche Stiftungen überraſchend häufig und ausgedehnt 
vorkommen. Eine eigenthümliche Erſcheinung tritt uns m 
Grunde auch in den Nachbarländern entgegen. Die ehemaligen 
und die jetzigen freien Städte in Deutſchland erfreuen ſich 
derartiger Stiftungen in weit reicherer Ausdehnung, als die ande— 
ren Orte, obwohl ſie ſeit Jahrhunderten in ihren reichsſtädtiſchen 
Einrichtungen ſich überlebt haben. Welche Fülle von Wohl⸗ 
thätigkeitsanſtalten ſelbſt in jenen kleinen, unbedeutenden ehe- 
maligen Reichsſtädten, wohl ohne Ausnahme! Wo man ſich 
als Glied eines wirklichen Gemein weſens fühlt, waltet 
eben (nochmals ſei es geſagt!) der aufopfernde Gemeinſinn 
in höherem Maße vor. | 
Iſt die Schweiz etwa zurückgeblieben in Herſtellung von 
Verkehrsmitteln? Was gewöhnliche Kunſtſtraßen 
betrifft, ſo wird wohl Niemand dieſes behaupten. Ungeachtet 
der mitunter koloſſalen Schwierigkeiten, finden wir das Syſtem 
der Landſtraßen in keinem Nachbarlande vollſtändiger und 
beſſer entwickelt, vielmehr in wenigen gleich gut. — Die 
Dampfſchifffahrt hat eine Ausdehnung erlangt, welche 
jene in Deutſchland und Frankreich im Ganzen entſchieden 
übertrifft. Im Eiſenbahnbau blieb die Eidgenoſſenſchaft 
allerdings während mehrerer Jahre ſehr zurück. Bodenſchwie— 
rigkeiten und eine übergroße Solidität bei Geldanlagen 
hemmten gleichmäßig. Aber ſchon jetzt iſt das Verſäumte 
nachgeholt; ja es iſt die Ausführung von Schienenwegen über 
ſolche Gebiete mehr oder minder geſichert, welche man ander— 
wärts vielleicht heute noch als unüberſteigbar betrachten 
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dürfte. Es mag trotz entgegenſtehenden Verſicherungen vielleicht 
noch bezweifelt werden, ob der Bau der Südoſtbahn durch die 
Centralalpen ohne zeitliche Unterbrechung fortgeführt wer- 
den kann. Sollte aber auch eine ſolche Unterbrechung eintreten, 
ſo darf man verſichert ſein, daß ſie nur eine momentane iſt, 
und daß es keiner allzu entfernten Zukunft bedürfen wird, 
um einen Tunnel aus unſerm Norden nach dem milden Ita— 
lien, — einen Tunnel, wir glauben von 6 oder 7 Stunden, 
bauen zu ſehen. Daß man ſich dabei die finanzielle Mitwirkung 
Genua's ſicherte, verſteht ſich allerdings von ſelbſt. Luxus- 
bauten wie in Paris, München u. ſ. f. können freilich in 
der Schweiz überhaupt gar nicht zur Ausführung gelangen; 
und wenn wir leſen, daß die Koſten des Baues blos zur 
Verbindung des Louvre mit den Tuilerien 26,943,506 Fr. 
betrugen, ſo findet man in der Eidgenoſſenſchaft, daß ſich mit 
dieſer Summe die ganze Regierung des Bundes (ſammt den 
Militärausgaben der Centralgewalt) elf Jahre lang füh— 

ren läßt“). | 

Doch, ruft man, welchen unſinnigen, communiſtiſchen und 
ſocialiſtiſchen Experimenten muß der Beſitzende in einem Lande fi 
des allgemeinen Stimmrechtes ausgeſetzt fein! | 

Nun gibt es aber gar keine Befürchtung, Die grundloſer 
wäre, als die eben erwähnte. 

Es gibt kein Land, das weniger Boden böte für commu— 
niſtiſche Pläne, als 1 die Schweiz. 

Hier, wo die ganze Erziehung des Volkes eine möglichſt 
praktiſche, (manchmal ſogar allzuſehr auf das unmittelbar 
Praktiſche gerichtete) iſt; — hier, wo ſo ziemlich ein Jeder 
durch eigene Erfahrung weiß, welche Arbeit, welche An— 
ſtrengungen und Entbehrungen zur Erwerbung eines Ver— 
mögens gehören; — hier, wo aber auch die gewöhnlichſte 
Händearbeit beſſer und höher bezahlt wird, als anderwirts 
in Mitteleuropa; — hier finden phantaſtiſche und wahnſinnige 
Pläne, die auf Vernichtung des Privateigenthums abzielen, 
ſo wenig Anklang, daß „Umſturzleute,“ oder wie man ſie 


*) Eine Erwähnung verdient es auch, daß das franzöſiſche Münz⸗ 
ſyſtem, nachdem dasſelbe nur ein Jahr in der Schweiz eingeführt 


geweſen, bereits volksthümlicher war, als dasſelbe heute, etliche 


60 Jahre nach der dortigen Einführung, in Frankreich ſelbſt iſt. 
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nennen will, ſich (ihrer ſelbſt wegen) hüten werden, mit der⸗ 
gleichen Projekten hervorzutreten; denn ſind dieſe Leute nicht 
ganz blödſinnig, ſo müßen ſie erkennen, daß ihr Einfluß und 
ihr Anſehen vollſtändig vernichtet iſt, ſo bald ſie mit einem 
Plane hervortreten, der auf jenes Allg unvolksthüm⸗ 
liche Ziel hinausläuft. 

„Im radicalſten Schweizer ſteckt noch ein Erzconſer— 
vativer,“ ſagte uns vor Jahren ein ſcharf beobachtender und 
dabei nichts weniger als dem Syſteme blinden Umſturzes 
huldigender deutſcher Landsmann. Und ſo iſt es. In dieſem 
Ausſpruch aber ſoll auch nicht der entfernteſte Tadel liegen. 
In einem Lande, in welchem alle Einrichtungen ohne 
Ausnahme fo getroffen find, wie fie dem Volks bewußt⸗ 
ſein am beiten entſprechen; in welchem alle Einrichtungen 
überdies mittelbar oder unmittelbar durch das Volk ſelbſt 
angeordnet wurden, — in einem ſolchen Lande ändert man 
nicht nach Laune des Einzelnen, ſondern man ändert nur dann 
und nur inſoferne, als bezüglich dieſer oder jener Neuerung 
wirklich überwiegende Vortheile klar und unzweifelhaft nach⸗ 
gewieſen ſind. Die vollkommene Freiheit der Preſſe, die 
ſich nicht eingeengt ſieht durch das jämmerliche Auskunfts- 
mittel von Strafgeſetzen zur Abſchneidung und Verhinderung 
der Discuſſion über gewiſſe ſociale Fragen; ferner das freie 
Vereins- und Verſammlungsrecht, — was Alles man ander⸗ 
wärts mehr oder minder fürchtet, — trägt hier weſentlich 
bei zur Wahrung eines gefunden und naturwüchſigen Con⸗ 
ſervatismus; — gerade dieſe Dinge (volle Preßfreiheit, 
Vereins⸗ und Verſammlungsrecht), die man anderwärts als 
Hauptmittel des Umſturzes beſchränkt und ſo viel möglich ganz 
abſchafft, — ſie bilden hier weſentlich mit die Sicherheit 3- 
ventile der ſocialen Zuſtände. Aber allerdings darf hiebei 
nie aus den Augen gelaſſen werden, daß es ſich in der Schweiz 
um das Conſerpiren von Zuſtänden handelt, die aus dem 
eigenen Volksbewußtſein hervorgingen, nicht um das 
Conſerviren alter verrotteter Mißbräuche, vermittelſt welcher 
eine Minorität die Majorität zu ihren Zwecken mißbraucht 
und ausbeutet. Das bildet allerdings einem mächtigen Un⸗ 
terſchied in der innern Bedeutung des Wortes „Conſervatism.“ 

In Folge des vom Volke ſich bewahrten Rechtes freier 
Bewegung in der Preſſe, in Vereinen und Verſammlungen; 
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und ferner in Folge der Gewöhnung an das praktiſche Be⸗ 
nützen dieſer natürlichen Rechte, wird in der Schweiz nie ein 
Erſtarren der Einrichtungen erfolgen, nie eine unbedingte 
Stabilität ſich feſtſetzen können, die jeden Fortſchritt unmöglich 
macht. Wirklich zweckmäßige ſociale Verbeſſerungen treten viel- 
mehr hier weit leichter als anderwärts in's Leben, weil man nicht 
bei jedem Schritte einer „hohen polizeilichen Erlaubniß“ bedarf, 
wobei eine, manchmal vom ungereimteſten Mißtrauen erfüllte, und 
dabei geiſtig auf's Kläglichſte beſchränkte Polizei, jeden Augenblick 
Gefahren wittert. — So ſind in der Schweiz, namentlich zu 
Zürich, die ungemein wohlthätig wirkenden Conſumvereine 
entſtanden. Wirkliche Verbeſſerungen, die anderwärts 
zuerſt verſucht worden, finden hier unverzüglich Nachahmung. 

Bei all' dieſer Freiheit, bei all' dieſen Einrichtungen, haben 
Staat, ſociale Ordnung, Privat- oder öffentliches Eigenthum 
nicht die geringſte Gefahr gelitten. Und ſie werden ſolche 
Gefahr auch künftig nicht leiden. Es läßt ſich vielmehr vor— 
herſehen, daß, wenn Frankreich und Italien und ſelbſt Deutſch⸗ 
land, mehr oder minder bedeutende ſociale Stürme zu be- 
ſtehen haben werden, dieſe Orkane nicht im Stande ſind, 
einen erſchütternden Einfluß auch auf die Schweiz auszuüben. 

In gleicher Weiſe wie von den ſogenannten ſocialen, gilt 
dies von den eigentlich politiſchen Staaseinrichtungen. 
In allen Nachbarländern hat man ſtrenge Strafſyſteme auf⸗ 
geſtellt gegen jede Empfehlung einer andern, als der beitehen- 
den Verfaſſungsgrundlage. Wir wiſſen nicht, inwieferne man 
in der Schweiz zum gleichen Zwecke Pönalverfügungen auf⸗ 
finden könnte; das aber, was wir in dieſer Beziehung wiſſen, 
iſt: jeder (natürlich nicht mit Gewaltſtreichen noch mit Verrath 
an das Ausland verbundene) Verſuch zur Aenderung der Ver— 
faſſungsgrundlage, — wird ſich hier als völlig unſchädlich, 
weil — völlig wirkungslos — erweiſen! Laßt die Um⸗ 
wandlung des eidgenöſſiſchen Bundes in einen helvetiſchen 
Königſtaat offen empfehlen, — es wird daraus keine 
Gefahr für die beſtehende Ordnung der Dinge entſpringen! — 

Es dürfte doch für die in ſich ſelbſt ſolid begründete und 
naturgemäße Stabilität einer Einrichtung zeugen, wenn ſolche 
Reſultate ſich ergeben. Wenigſtens dürfte man darnach allein 
ſchon Bedenken tragen, die Schweiz für die Vogelſcheuche 
zu halten, als welche manche Schriftſteller ſie ausgeben wollen. 


Das Verwaltungsweſen und die Juſtiz. 


Einen eigentlichen Beamtenſtand gibt es nicht in der 
Schweiz. Niemand ſtudirt darauf hin, daß er durch eine Ver⸗ 
waltungs⸗ oder Juſtizſtelle ſich, wie durch ein gewöhnliches Ge— 
werbe oder Handelsgeſchäft, feinen Lebensunterhalt gewinne, fich 
„verſorge“. Die Anſtellung iſt eine Sache des Volksvertrauens. 
Das Volk wählt Dieſen oder Jenen, zudeſſen Charakter, Kennt⸗ 
niſſen, Benehmen und Haltung es das meiſte Vertrauen hegt, 
damit ihm derſelbe während der nächſten Jahre die eine oder 
die andere ſeiner Angelegenheiten beſorge, wogegen ihm eine, 
meiſt ſehr beſcheidene, Beſoldung zufließt, nicht ſowohl als 
Lohn für ſeine Arbeit, denn als bloße, oft nur theilweiſe, Ver⸗ 
gütung für das, was er anderweit in ſeinem Geſchäfte verſäumt. 
Der Angeſtellte kann und darf nie vergeſſen, daß er auf die 
Verwalteten nicht von oben herab zu blicken hat, ſondern 
daß er eben berufen iſt, ſeinen Mitbürgern in dieſer oder jener 


Stellung zu dienen. Aus dieſem Verhältniß ergibt ſich ein 


dermaßen höfliches, artiges und gefälliges Benehmen der Be— 
amten gegen das Publicum, wie es ſich eben nur unter fol- 
cher Einrichtung denken läßt. Nach Ablauf von ſo viel Jahren 
erreicht die Miſſion ihr Ende, und der Angeſtellte von geſtern 
wird heute wieder, was er vor der Wahl geweſen, nämlich 
Kaufmann, Fabrikant, Handwerker oder was ſonſt immerhin, 
ſofern ihn nicht das öffentliche Vertrauen durch eine neue Er— 
wählung beehrt. Von Penſionsanſprüchen, Wittwen- und 
Waiſen gehalten kann keine Rede fein. Das: Suol esser 
superba certa gente col debole, ed d vil poi col potente, kann 
ſich hier ebenſowenig einniſten, als das, was Alfieri ſo Vie— 
len vorwarf: Or superbi, ora vili, infami sempre! 

Daß dem Volke die volle Einſicht in alle das Gemeinweſen 
betreffenden Verrhältniſſe nicht vorenthalten werden darf, 


\ 
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daß es in dieſer Beziehung keinen ſchützenden Mantel des 
„Amtsgeheimniſſes“ gibt, verſteht ſich von ſelbſt. 

Wir vernehmen zwei Einwendungen gegen dieſe Einrichtung: 
Einmal, wird man ſagen, kann man darnach ſo geübte, ge— 
ſchickte und ausgebildete Beamte nicht bekommen, wie deren 
namentlich Deutſchland beſitzt. Zum Andern aber ſind die 
Angeſtellten zu abhängig, um immer rückhaltlos wirken zu 
können. 

Was die größere Geübtheit der Beamten im Einzelnen be— 
trifft, ſo mag dieſer Einwand in gewiſſer Beziehung einmal 
als richtig vorausgeſetzt werden; aber ſelbſt dies nur „in ge⸗ 
wiſſer Beziehung.“ Denn die Erfahrung zeigt, daß die durch 
alle Verhältniſſe dem wirklichen Leben angehörenden Män⸗ 
ner oft weit leichter in Geſchäfte und Verhältniſſe ſich hinein⸗ 
finden, als Beamte in irgend eine Neuerung, wenn ſie einmal 
an den alten bureaucratiſchen Gang ſich gewöhnt haben. In⸗ 
deß wir ſehen ab davon. 

Wenn nun aber (in der angegebenen Beſchränkung) jene 

überwiegende Uebung im Einzelnen angenommen wird, ſo 
kommt hinwieder hier in Betracht, daß die Schweizer eine 
ſolche Ausbildung der Bureaucratie, wie die gerühmte, 
gerade gar nicht haben wollenz daß ſie dieſelbe zurückweiſen 
würden, wenn ihnenkſolche ſich ganz unentgeldlich darböte; 
ja daß fie vor wenigen Dingen einen gleich großen Wider: 
willen zeigen, wie vor der „Bureauecratie.“ Der Bundesrath 
und die einzelnen Kantonsregierungen haben ſich vor wenigen 
Dingen fo ſehr zu hüten, als vor dem Verdachte bureau- 
cratiſcher Strebungen, und man kennt verſchiedene 
Vorſchläge und Pläne, die wahrſcheinlich zur Verwirklichung 
gelangt wären, wenn nicht gerade jener Verdacht dieſelben 
zum Scheitern gebracht hätte. 
Man beſitzt im Allgemeinen möglichſt einfache oder doch 
vereinfachte Einrichtungen. Man will keine andern. Man 
fühlt ſich wohl bei dieſen, und findet die Zuſtände in allen 
Nachbarländern nicht verlockend oder verführeriſch. 

In den kleinen Urkantonen, ſodann in Zug, Appenzell u. 
ſ. f. bieten die Verhältniſſe an ſich wenig Mannigfaltigkeit, in 
der Regel wenig Schwierigkeiten dar. 

Anders geſtaltet es ſich in den andern kleinen Kantonen, 
die eine Mittelſtadt (wie z. B. Schaffhauſen) umfaſſen. Hier 
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ſind die Anforderungen ſchon viel höhere, ohne daß die vor— 
handenen Mittel vollſtändig ausreichen. Vorerſt wird man 
ſich durch Verträge („Concordate“) mit Nachbarkantonen den 
Mitgenuß an ſolchen Inſtituten, die man nicht ſelbſt herſtellen 
kann, bei dieſen Nachbarkantonen zu verſchaffen ſuchen. Dies 
wird nicht in allen Beziehungen vollkommen ausreichen. 
Solche Kantone werden es, ſo ſehr ſie ſich auch vorerſt noch 
dagegen ſträuben, am Ende doch ihren eigenen Intereſſen zu= 
träglich finden, ſich mit einem größeren Nachbarkantone frei— 
willig zu vereinigen Die Zahl dieſer Gemeinweſen iſt jeden⸗ 
falls gering, und wir wüßten für jetzt, außer Schaffhauſen und 
Baſelland, keinen weitern Kanton zu nennen, der ſich voll— 
kommen in dieſem Falle befände. Mit dem Steigen der 
Anſprüche an ein ſolches Gemeinweſen dürfte ſich aber die 
Zahl der Fälle vermehren, und in einigen Jahrzehnten dürfte 
man ſchon die erſten freiwilligen Vereinigungen der ange— 
gebenen Art vor ſich gehen ſehen. Die Schweizer haben von 


ihrem Standpunkt aus gerade ebenſo die (relative) „Kleinſtaaterei“ 


zu überwinden, wie die Deutſchen und die Italiener. Die Ver⸗ 
hältniſſe ſind zwar im Einzelnen durchaus verſchieden; gleich 
iſt aber da wie dort das durch die Entwickelung der allge— 
meinen Zuſtände ſich „ Bedürfniß wenigſtens relativ 
größerer Vereinigungen. In der Schweiz können ſolche nur 
aus dem freien Willen der Betheiligten hervorgehen. 

Was die größeren Kantone, wie namentlich Zürich, 
anbelangt, deſſen Verhältniſſe wir am genaueſten kennen, ſo 
ſind wir im Falle, mit aller Beſtimmtheit zu verſichern, daß 
die Verwaltung eine ſo vollkommen befriedigende in allen 
Zweigen iſt, wie man unter menſchlichen Verhältniſſen nur 
erwarten kann. Die Staatseinrichtungen haben hier eine voll: 
ſtändige Ausbildung und Entwickelung erlangt; es beſtehen 
nicht die einfachen Verhältniſſe der Urkantone, ſondern es kom— 
men auch alle Complikationen vor, welche Induſtrie und Handel 
mit ſich führen. Das, was nun hier der Staat in ſo mannich⸗ 
fachen Beziehungen erſtrebt, wird auch erreicht, und 
zwar auf einfache, zweckentſprechende und nicht koſtſpielige 
Weiſe; dabei unter ſtetem Eingedenkbleiben der Beamten, daß 
fie des Volkes wegen auf ihren Poſten ſich befinden. Der 
Kanton Zürich hat für jeden einzelnen Zweig der Verwaltung 
vollkommen geeignete Männer. Die meiſten Abtheilungen 
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werden von ſolchen Bürgern geleitet, die für ihren Poſten wahr- 
haft ausgezeichnet ſind. Während anderwärts Mittel- 
mäßig keiten der Zahl nach vorherrſchen, findet man hier 
ſehr entſchieden das entgegengeſetzte Verhältniß. 

Nach dem Geſagten iſt es klar, daß der erſte der erwähnten 
Punkte, „die Schweiz entbehre vollkommen durchgebildeter 
Beamten,“ hier nicht im Geringſten verfangen will. 

Kommen wir zum zweiten Momente, der „Abhängigkeit 
der Angeſtellten“ vom Publikum. 

Befindet ſich der Beamte irgendwo abſolut unabhängig? 
Dann müßte er zuvor aufgehört haben, Menſch zu ſein! 

Iſt es nicht auch eine Abhängigkeit, nur eine Abhängigkeit 
anderer Art, wenn es irgend Jemanden überlaſſen iſt, ihn 
überhaupt anzuſtellen, dann ihm ein „Definitivum“ zu ertheilen, 
ihn zu befördern, mit Orden und Gehaltszulagen zu belohnen, 
ſeinen Söhnen oder ſonſtigen Verwandten gleichfalls Aemter 
zu übertragen, — oder ihn aus dem Kreiſe ſeiner Bekannten 
und Verwandten herauszureißen, nach einem entfernten, un⸗ 
wirthlichen Orte zu verſetzen, oder zu penſioniren, zu quies⸗ 
ciren, ſeine Verwandten ſyſtematiſch nicht anzuſtellen u. ſ. f.?! 

Sonach ſchon treten uns nur Abhängigkeiten verſchiede⸗ 
ner Art entgegen, und es wäre etwa zu prüfen, welche der 
beiden Abhängigkeiten einerſeits die allgemeiner wirk⸗ 
ſame, anderſeits welche die tiefer eingreifende iſt. Einige 
der Mittheilungen, welche kürzlich in der bayeriſchen Abge— 
ordnetenkammer gemacht wurden gelegentlich der vielbeſpro⸗ 
chenen Landtagswahl-Influirungen in der Pfalz, und ebenſo 
die Verhandlungen in der preußiſchen zweiten Kammer über 
den nämlichen Gegenſtand, dürften z. B. mit zur Illuſtrirung 
dienen, — tauſend ſonſtiger Dinge nicht zu gedenken. 

Allein die Sache hat noch eine weſentlich andere Seite. Die 
vielgefürchtete Abhängigkeit der Beamten von dem Pub⸗ 
licum trägt großentheils ihr Heilmittel in ſich ſelbſt. Durch 
unzuläſſige Nachſicht des Beamten gegen dieſen oder jenen Bürger 
würde er ſich jenen Einen allerdings verpflichten, und ſich der 
Stimme desſelben für die nächſte Wahl verſichern. Da aber 
das ganze ſogen. öffentliche Leben hier auch in Wirklichkeit 
ein öffentliches iſt; da man hier nichts weiß und nichts wiſſen 
will von Beſtimmungen, wie fie der despotiſche Code penal 

Napoleons (Art. 222) enthält, wonach „Angriffe,“ nicht etwa 


bloß auf die Ehre, ſondern ſchon auf „die Delicateſſe“ 
eines Beamten bei einer Gefängnißſtrafe bis zu zwei Jahren 
verpönt ſind, — ſo würde eine Nachſicht oder Begünſtigung 
der vorhin bezeichneten Art in der Schweiz den Gegnern des 
Beamten und den Feinden des Gewonnenen, — ſie würde 
auch den Unbetheiligten nicht lange verborgen bleiben; und 
da zumal die Preſſe wahrhaft frei iſt, und ein Angriff 

derſelben auf einen Angeſtellten nicht von vorn herein 
gleichſam wie eine Majeſtätsbeleidigung behandelt wird, — ſo 
wäre der Erfolg jenes Treibens, daß ſich der, einen Einzelnen 
begünſtigende Beamte zwar dieſen Einzelnen zum Freunde, 
hingegen drei, vier oder ſechs Andere eben dadurch zu Geg— 
nern gemachte hätte; denn gerade auch die Unbefangenen 
würden ſich nun wider ihn erheben. So trägt jene gefürch— 
tete Einrichtung ein mächtiges Correctiv in ſich ſelbſt, wie man 
dasſelbe bei dem entgegengeſetzten Syſteme auf's Vollſtän⸗ 
digſte vermißt. — 

Dazu kommen die wirklichen Erg ebniſſe, wie die Erfah⸗ 
rung ſie aufweist. Wir ſehen, wie die einflußvollſten, die 
reichſten Bürger, bei der Verwaltung gar oft mit ihren Wün⸗ 
ſchen abgewieſen; wir ſehen, wie dieſe nämlichen Leute vor⸗ 
kommenden Falles von den Gerichten gerade ebenſo condem⸗ 
nirt werden, wie bei ſonſt gleichen Verhältniſſen die geringiten 
und ärmſten Einwohner. — 

Es gibt indeß noch einen Umſtand, der die Schweizer nie 
zu einer Befreundung mit dem Principe der Bildung eines 
eigenen Beamtenſtandes wird gelangen laſſen. 

Die Aemter ſind Inſtitute, geſchaffen einzig und allein 
zur Erreichung publieiſtiſcher Zwecke, zur Erreichung von 
Zwecken des Gemeinweſens. Werden ſie dagegen zum Ge— 
genſtande des Broderwerb es und der „Verſorgung“, ſo dienen 
ſie Privatzwecken und Familienintereſſen, — Zwecken und Inter⸗ 
eſſen, die an ſich noch fo achtbar fein mögen, allein durch deren 
Verpflanzung auf das bezeichnete Gebiet eine wahre Ent— 
weihung der höhern Aufgabe des Gemeinweſens erfolgt.“) 


— 


*) Weit ſchärfer und bitterer ſprach ſich darüber ſchon das vor 
den Märztagen von 1848 unter deutſcher Cenſur erſchienene Rottek⸗ 
Welker ſche Staatslexieon aus, 2. Auflage, Artikel: „Beſtimmung 
des Menſchen.“ 
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Wer die Anſtellung im Staatsdienſte als Mittel des Brod⸗ 
rwerbes betrachtet, als Mittel, ſich und ſeine Familie damit 
zu „verſorgen“, wie vermittelſt eines Geſchäftes, — der begibt 
ſich damit auch von vorn herein vollſtändig jener innern 
Freiheit und Selbſtſtändigkeit, welche die naturgemäße 
Vorbedingung der Erlangung eines ſolchen Amtes ſein 
muß. Wer eine zur entſcheidenden Geltung gelangende Anſicht 
am glücklichſten in ſich verarbeitet hat, wer dieſelbe am beſten 
vertritt, weſſen Ueberzeugung am entſchiedenſten und treff⸗ 
lichſten jener der Majorität des Volkes entſpricht, — Ihm 
werde die Verwirklichung, der Vollzug, die Leitung der Ge⸗ 
ſchäfte übertragen. Dies gilt nicht nur von der oberſten, es 
gilt verhältnißmäßig von einer jeden einzelnen Stelle. — Wech⸗ 
ſeln die herrſchenden Anſichten, fo ſollen auch die Perſonen 
wechſeln; denn auch das neue Prinzip ſoll durch die trefflich⸗ 
ſten ſeiner Träger in Vollzug gebracht werden. 

Hat man aber einen Beamtenſtand, ſo kann hievon ernſt⸗ 
lich kaum mehr die Rede ſein. Der Angeſtellte muß aufhören, 
ſich an ſeiner Stelle vor allem zu geriren als Repräſentant 
einer durch die Majorität der Einwohner getheilten indivi⸗ 
duellen politiſchen Ueberzeugung. Immer und immer 
wieder muß ſich ihm das erdrückende Gefühl aufdrängen: „von 
was ſoll ich leben? von was meine Familie ernähren, wenn 
ich meine Stelle, wenn ich meine Beſoldung verliere!“ Deß⸗ 
halb handelt er, nicht ſowohl um ſeiner Ueberzeugung zu 
genügen, (welche er unterordnen muß,) als vielmehr um ſich in 
der ihn ernährenden, verſorgenden Stellung zu erhalten. 
Die menſchliche Natur erlaubt es in der Regel gar nicht anders. 
Wahrend alſo nach der einen Auffaſſungsweiſe die entſchie⸗ 
denſte politiſche Ueberzeugung als unumgängliche Vorbedin⸗ 
gung zur Erlangung und Bewahrung eines öffentlichen Amtes 
erſcheint, — wird dieſes Verhältniß, nach der andern Auf⸗ 
faſſung, der That nach, vollſtändig verdrängt. 

Wir wiſſen ſehr wohl, daß die Monarchie in der Neuzeit 
principiell dieſelbe Bedingung ſtellt, die wir hier ausſprachen: 
unbedingte Anhänglichkeit an die herrſchende Gewalt. Wir 
wiſſen ſogar, daß dieſe Forderung mit einer Rigoroſität gel⸗ 
tend gemacht wird, die man z. B. in der Schweiz der That 
nach nicht kennt, indem man hier, ferne von perſönlicher Ver⸗ 
folgungsſucht, die Strenge oft ganz bei Seite ſetzt, da, wo die 
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Sache ſolche nicht bedingt.“) Allein wir wiſſen auch durch 
die Erfahrung, daß man, bei einem eigenen Beamten ſtande, 
mit all' jener prineipiellen Auswahl treuer Anhänger, der 
Hauptſache nach eben doch nicht weiter reichen kann, als 
gerade bis zu dem Zeitpunkte der Kriſe; blos gerade bis 
zu dem Momente, auf den es eben ankommt! 

In Frankreich hatte man beſonders reiche Gelegenheit, 
die Frage vom praktiſchen Standpunkte aus zu ſtudiren. 
Die Beamten ſchwuren 1790 dem Königthum Treue, (erit 
dem Königthume in ſeiner vollen Allmacht, Dann der coniti- 
tutionellen Monarchie); ein paar Jahre ſpäter leiſteten ſie 
den Eid: „Haß dem Königthum, Treue der Republik.“ Dann 
kam der Napoleonismus, dann die Reſtauration. Abgeſehen 
von den Höchſtgeſtellten, huldigten beinahe alle Beamte Karl's 
des X. nach der Julirevolution — dem durch eine Revolution 
emporgekommenen Ludwig Philipp. Dies hielt ſie nicht ab, 
1848 Dienſte bei der Republik zu nehmen, und — nach dem 
Staatsſtreiche ebenſo bei Ludwig Napoleon, ſoferne die neue 
Gewalt jene Leute nur in ihren Aemtern und Beſoldungen 
belaſſen wollte. Natürlich; „von was ſollten ſie leben? ſie 
konnten ja die allgemeine Lage der Dinge nicht umgeſtalten!“ 

Der ausgezeichnete Geſchichtsforſcher Schloſſer hat be⸗ 
reits darauf hingewieſen, wie Napoleons Erfolge in Deutich- 
land, in Oeſterreich und Preußen — wohl viel weniger coloſſal 
geweſen wären, ohne das Vorhandenſein jener Bureau: 
eratie, auf welche die Regierungen ſo unbedingt ſich ſtützen 
zu können wähnen. Nach einer verlorenen Schlacht boten die 
alten Angeſtellten alle Kräfte und Mittel des Landes ebenſo 
für den Fremdherrſcher auf, wie ſie vor derſelben gegen 
ihn, für die alte Regierung, gethan hatten. Sie vollzogen 


*) In dem entſchieden freiſinnigen Kantone Zürich z. B. befindet 
ſich die Leitung des wichtigen Kriegsdepartements in den Hän⸗ 
den des Obriſten Ziegler, der nie ein Hehl daraus machte, mit vie⸗ 
len Dingen der neuen Ordnung nicht einverſtanden zu ſein. Gerade 
hier, wo das Prineip gleichſam ſelbſtverſtändlich Anerkennung fin⸗ 
det, erachtet man es weit weniger zweckmäßig, ſich der Talente des 
Mannes von abweichender Anſicht zu entſchlagen. So iſt gerade das 
Züricher ſche Militärweſen unter Ziegler's Leitung vortrefflich 
entwickelt und ausgebildet. — Anderwärts machte man einen Meinungs⸗ 
gegner ſchwerlich zum Kriegsminiſter! 


die Weiſungen eines franzöſiſchen Intendanten Daru ebenso 
folgſam, wie zuvor die ihres Königs zu Berlin oder ihres 
Kaiſers zu Schönbrunn, — gar nicht weiter zu reden von der 
Unterwürfigkeit der Bureaueratie in den Rheinbunds— 
ſtaaten. So fehlte es dem Sieger auf die Dauer nie- 
mals an einer bis in's Einzelnſte herabgehenden Organi— 
ſation, durch welche er aus dem feindlichen Lande ſelbſt die 
Mittel zur Exiſtenz, die Mittel zur Bekämpfung des einhei— 
miſchen Gouvernements erlangte; es fehlte ihm auf die Dauer 
nie an jener gegliederten Maſchinerie, die ihm und ſeinem 
Heere Brod und Fleiſch, Pferde und Fuhrwerke, Geld und 
alle übrigen Bedürfniſſe verſchaffte; die ihm herbeitrieb, was 
irgend in dem Lande vorhanden, ſo daß die Auspreſſung 
gleichſam mit aller Kunſt auf den höchſten Punkt getrieben 
ward. Dem Volke, das etwa Luſt haben konnte, ſeine 
eigene Kraft zu verſuchen zum Nutzen des alten Regime, — 
zum Nutzen der „Dynaſtie“, harrſchten von vorn herein (wie 
dies namentlich die Berliner und die übrigen Preußen nach 
der Jenaer Schlacht erfuhren) die Beamten jenen claſſiſchen 
Satz entgegen: „Ruhe iſt der Bürger erſte Pflicht!“ 

In Spanien und in Rußland, wo die bureaueratiſchen Ein— 
richtungen weitaus nicht denſelben Grad der Vervollkommnung 
erlangt hatten, (denn in Rußland beſitzt wenigſtens die Ge⸗ 
meinde eine Autonomie), geſtalteten ſich die Dinge weſent— 
lich anders. Dagegen konnte Napoleon 1814 erfahren, wie 
ſeine eigene, wohlgegliederte und ſo gewaltig „in der Furcht 
des Herrn“ gehaltene Bureaueratie eben gleichfalls den ver— 
bündeten Heeren ſich fügte, für dieſe Requiſitionen und Con⸗ 
tributionen herbeitrieb, und dann — den Bourbonen Treue 
ſchwor, ſoferne dieſe nicht der Aemter für ihre eigenen Günſt⸗ 
linge bedurften.) — 

*) Börne, ohne ſich im Uebrigen das Verhältniß vollkommen 
klar zu machen, bemerkte bereits in ſeiner treffenden Weiſe: „So oft 
die Feinde in das Land kamen, wer war es, der den Siegern am 
weiteſten entgegen ging, ſie am ehrerbietigſten empfing, ſie am freund⸗ 
lichſten begleitete, ihnen am niederträchtigſten ſchmeichelte, ihnen den 
blutigen Weg der Schlachten am ſorgfältigſten ſäuberte, ihnen den 
warmen Ofen, das warme Bett, den gedeckten Tiſch, den vollen Becher 
vorbereitete, und ſo dem Vaterlande und dem angeſtammten Fürſten 
zuerſt und am offenſten die ſchuldige Treue brach? Das thaten die 


Dränge ein auswärtiger Feind in die Schweiz, ſo würde 
er ſich bald überzeugen, wie gering die Lockung für die vor— 
handenen Beamten wäre, ſich durch Dienſtfertigkeit gegen den 
ſiegreichen Feind in ihren Aemtchen erhalten zu wollen. — 

Alles zuſammengenommen, laſſen es ſich die Schweizer nun 
einmal nicht ausreden, ihre deßfallſige Einrichtung gleichmäßig 
für die beſſere, für die dem Zwecke mehr entſprechende 
und anpaſſende, und überdies für die bei weitem minder 
koſtſpielige anzuſehen. — Richtig bezeichnend ſind in dieſer 
Beziehung die Worte, welche die Commiſſion des Schweiz. 
Nationalraths in ihrem Berichte über die Geſchäftsführung 
des Bundesrathes während des Jahres 1852 ausſprach: „Es 
„muß ein Grundſatz in der Republik bleiben, wenn ſie nicht 
„in Bureaueratie ausarten ſoll, daß der Beamte nicht über 
„alle Wechſel des Lebens geſicherter ſtehe, als die Maſſe der⸗ 
„jenigen, auf deren Koſten er lebt, und daß ſeine Leiſtungen 
„und Anſtrengungen nicht höher angeſchlagen werden, als 
„diejenigen der Privaten von gleichem Erforderniß an Bildung, 
„an Verantwortlichkeit und Zeitaufwand.“ So kommt es, daß 
die Schweiz namentlich auch die Laſt des Beamtenpen⸗ 
ſionsweſens eigentlich gar nicht kennt, während dieſe Laſt 
z. B. in Baiern ungefähr 3¼ Mill. Guld. (7 Mill. Fr.) beträgt. 

Wir vernehmen den Einwand: „Bei ſolcher Einrichtung 
könne aber doch namentlich eine Juſtiz nicht beſtehen.“ Ab- 
geſehen von der (bereits oben berührten) Frage hinſichtlich 
der Abhängigkeit, müſſe es an den nöthigen Kennt⸗ 
niſſen fehlen bei gewählten Richtern, die nicht einmal ſtu⸗ 
dirt zu haben brauchten; es müſſe ſich ein entſetzlicher, ein 
gräulicher Rechtszuſtand ergeben. — 


eonftituirten Körper, die Regierungsbehörden, die fürſtlichen Statt⸗ 
halter, die (NB. von der Regierung eingeſetzten) Bürgermeiſter, und 
wenn einer aus dem Volke ein Wort des Unmuths auch nur zwiſchen 
den Zähnen murmelte, donnerte man ihm zu: Ruhe iſt die erſte 
Bürgerpflicht. Als Napoleon Italien ꝛc., nicht durch das Recht 
friedlicher Verträge, ſondern gewaltthätig, mit Frankreich vereinigte, 
wer unterwarf ſich ihm zuerſt, wer pries am lauteſten das Glück der 
neuen Herrſchaft? Das thaten die conſtituirten Körper, alle jene 
Gewalthaber, die im Glücke ſich die Freunde der Fürſten, und bei 
trockenem Wetter ſich die Dämme nennen, welche den Thron gegen 
die Wogen der Demoeratie ſchützen.“ 
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Wir beginnen mit dem offenen und unumwundenen Pe: 
kenntniſſe, daß wir in der Geſchichte der Rechtspflege der 
Schweiz verſchiedene Züge von Barbarei und ſelbſt Juſtiz⸗ 
morde aufgezeichnet finden. Es ſei ferne von uns, zu Lob⸗ 
rednern von Handlungen zu werden, die Schandflecke in 
der Geſchichte ſind; und es wird nie der Gedanke in uns auf— 
ſteigen, jene vielgerühmten Rechtslehrer und „frommen Gottes— 
gelahrten“ zu Vorbildern zu nehmen, welche ſelbſt die Bar— 
tholomäusnacht zu vertheidigen, ja zu glorifiziren wußten. 

So ſprechen wir denn unſern vollen Abſcheu aus gegen das 
noch in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts wider 
den Pfarrer Waſer zu Zürich verhängte und vollzogene To— 
desurtheil, (ein Urtheil, an welchem ſich in unbegreiflicher Ver⸗ 
blendung ſelbſt der zarte Idyllendichter Sal. Geßner bethei— 
ligt haben ſoll); wir ſprechen unſern Abſcheu aus vor den 
in einigen Sonderbundskantonen verübten Juſtizmorden gegen 
Anhänger der Eidgenoſſenſchaft und überhaupt einer freieren 
Richtung; wir erblicken eine wahre Barbarei darin, wenn man 
(erſt vor ungefähr einem Jahre) im Aargau einen, wenngleich 
wirklich unverbeſſerlichen, Dieb (der überall wieder durchzu⸗ 
brechen wußte, nämlich den berüchtigten Matter) hinrich⸗ 
tete, und wenn man daſelbſt die Todesſtrafe auch im neuen 
Geſetze gegen unverbeſſerliche Diebe facultativ fortbeſtehen 
ließ; — wir blicken endlich mit Schrecken und Entſetzen auf 
den eben vor ſich gehenden Proceß de Giorgi in Teſſin. — 

Allein man wird zugeſtehen müſſen, daß weder der von der 
Züricheriſchen Oligarchie im vorigen Jahrhunderte geführte 
Proceß Waſer, noch daß die Verfolgungen der Eidgenöſſiſch— 
geſinnten in den Sonderbundskantonen, zur Zeit des Sonder? 
bundes — dem jetzigen Syſteme imputirt werden können. 
Der Vorgang im Aargau iſt dermaßen ein einzelner, localer, 
nicht geſammtſchweizeriſcher, daß die Preſſe der ganzen 
Schweiz mit Eifer und Entrüſtung ſich dagegen erhob, und 
es ſteht wohl außer Zweifel, daß, ungeachtet der auch in dem. 
neuen Geſetze aufrecht erhaltenen Facultät in Anwendung 
der Todesſtrafe gegen unverbeſſerliche Diebe, deren keiner 
mehr hingerichtet werden wird, um ſo weniger, als (trotz 
manches Spottes während der jüngſten Zeit), der Kanton 
Aargau doch in manchen Fragen einer höhern Entwickelung 
und Cultur, — wirklich entſchieden, zum Theil ſogar wirklich 


a 


muſtermäßig, vorangegangen iſt. — Was endlich die Teſ— 
ſiner Verhältniſſe betrifft, ſo vergeſſe man nicht, wie dieſe 
Landſchaft Jahrhunderte lang unter dem Drucke der alten 
Dorfoligarchen von Uri und eines fanatiſchen und beinahe 
omnipotenten Pfaffthums ſeufzte und verdummt und corrum⸗ 
pirt ward; — man vergeſſe ferner nicht die furchtbar excep⸗ 
tionelle Lage, in welche das Ausland mit ſeiner Jahrelangen, 
alle Lebensadern unterbindenden Grenzſperre dieſe unglückliche 
Landſchaft gebracht; man vergeſſe nicht die maßloſen und 
namenloſen Hetzereien aller und jeder Art; man überſehe auch 
nicht die Heftigkeit des ſüdländiſchen (italieniſchen) National⸗ 
charakters. | | 
Wer aber trotz alledem jene von uns weder in Schuß ge— 
nommenen, noch beſchönigten, vielmehr mit aller Energie ver- 
urtheilten Erſcheinungen, dennoch kurzweg der „Schweiz,“ der 
„Schweizeriſchen Juſtiz“ und den „Schweizeriſchen Einrich⸗ 
tungen“ beimeſſen will, — den darf man wenigſtens auffor⸗ 
dern, ſich in ſeiner eigenen Heimath (ſei er Deutſcher, 
Franzoſe oder Italiener) umzuſehen, um ſich zu überzeugen, 
ob er ein Recht haben könne, die Schweiz und ihre Inſtitu⸗ 
tionen deßfalls anzuklagen. Sind in Frankreich, ſind in 
Deutſchland, find in Italien bei den dortigen Juſtizeinrich— 
tungen nie Barbareien, nie Juſtizmorde vorgekommen? Was 
war, abgeſehen von der Revolutionszeit, der Proceß Fualdes? 
Sind die Deportationen zu Tauſenden nach Cayenne etwa 
gewöhnliche Erſcheinungen in der ordentlichen Rechtspflege? 
Waren alle politiſchen Verfolgungen in Deutſchland in den 
1820er und den 1830er Jahren, und nach 1848, ſo ganz in 
Ordnung? Wie kam es denn (um nur Eines anzuführen), 
daß alle geſetzgebenden Faktoren in Baiern ſich einigten, den 
früher verurtheilten Bähr und Eiſenmann, Staatsentſchä⸗ 
digungen wegen dieſer Condemnationen zuzuerkennen? 
Soll man an den Proceß Jordans, ſoll man an den entſetz⸗ 
lichen Proceß Weidigs erinnern? Sind irgendwo jene An— 
gaben widerlegt worden, welche das Rottek-Welker'ſche Staats⸗ 
lexicon vor der Zeit der Märzrevolution über Gerichtszu— 
ſtände in manchen Theilen Deutſchlands veröffentlichte, 3: B. 
daß ein bekannter freiſinniger Advokat nach dem Jahre 1830 
während länger als 6 Monate auch nicht mehr einen Civil⸗ 
proceß gewinnen konnte, (ſo, daß alſo die unſchuldigen Par⸗ 
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teien litten unter der Ungunſt der perſönlichen Mißliebigkeit 
ihres Vertheidigers); was dieſen dermaßen empört habe, daß 
er daraufhin erſt wahrhaft „extrem“ geworden. Sollen wir 
von den Juſtizzuſtänden in Italien reden? Sah man nicht 
allenthalben, ſo oft eine Bewegung ſiegreich ſich entwickelte, die 
ſ. g. „Juſtiz“ ihren Beifall lächeln, ſich dieſer Bewegung an⸗ 
ſchließen und ihr dienen, ſobald ſich die neue Macht irgendwie 
conſolidirt hatte? Ließ es dieſe nämliche Juſtiz ſpäter aber 
irgendwo an ſich fehlen, ſobald die, wenn auch anfangs ſieg— 
reiche und darum geſchmeichelte Erhebung niedergeworfen war, — 
ließ ſie es an ſich fehlen, alsdann ihre Verfolgungen zu 
beginnen und durchzuführen, während ſie ganz ruhig zugeſchaut 
hatte, als die Bewegung begonnen und in ihren verſchiedenen 

Stadien weiter geſchritten war?! 

Wir verſchmähen es, in Einzelnheiten einzugehen, obwohl 
wir ſprechende Documente mit den eigenhändigen 
Unterſchriften nachmaliger wüthender Democratenverfolger in 
deutſchen Originalacten vor uns liegen haben. Die bloße 
Erwähnung der obigen Verhältniſſe dürfte genügen, vom 
blinden Stabbrechen über die Schweizer Juſtiz abzuhalten! 

Bei politiſchen Proceſſen überhaupt und im Allgemeinen 
mag es dem Geſchmacke eines Jeden nach ſeiner Neigung 
überlaſſen bleiben, zu ermeſſen, ob er die deutſche, die fran- 
zöſiſche oder die ſchweizeriſche Rechtspflege für die beſſere hal⸗ 
ten will. Wir verweilen nicht dabei, wie wir auch abſehen 
von dem Erfahrungsſatze, daß, wenn ein Richter einmal in 
politiſchen Proceſſen vom ſtrengen Rechte abweicht, Die 
Parteien darauf gefaßt fein müſſen, auch im gewöhnlichen Gi- 
vilproceſſe ihr Recht nicht mehr erlangen zu können! — 

Doch blicken wir auf die ganz gewöhnlichen Verhältniſſe, 
ferne von allen politiſchen Rückſichten. 

Die Gewohnheit mag Manchen gleichſam zittern machen 
bei dem Gedanken einer Abſchaffung des Syſtems, wornach 
blos ſtudirte Juriſten Richter ſein können. Ein Schweizer 
dürfte etwa Folgendes erinnern: 

Wir wählen unſern Richter und nehmen dabei allerdings 
auch Rückſicht auf die Kenntniſſe; unter ſonſt gleichen Ver- 
hältniſſen wird man immer den ſtudirten Juriſten vorziehen; 
aber dieſes Verhältniß ſoll und darf nicht Alles überwiegen. 
Wenn man das wahre materielle Recht ins Auge faßt, wie 
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ſolches durch das (eigentlich allein maßgebende) Volksbe⸗ 
wußtſein erkannt wird, ſo hat man ſelbſt bei uns gar kei— 
nen Grund über zu wenig, ſondern noch weit mehr über 
zu viel Beachtung der Rechtstheorieen (im Gegenſatze 
zum Volksbewußtſein) zu klagen. Jene Rechtstheorieen wer— 
den vielfach zur eigentlichen Quelle von Proeeſſen, durch welche 
Proceſſe — Ruhe und Wohlſtand der Familien zu Grunde 
gerichtet werden; — ſie führen oft genug in der allergrellſten 
Weiſe dahin, daß „das höchſte Recht zum höchſten Unrechte“ 
wird; daß das höchſte Recht untergeht, (ja geradezu mit Vor— 
bedacht untergraben werden kann,) indeß man ſtatt ſeiner 
triumphirend jene Formen emporhält, in welche das fie- 
gende Unrecht ſich gehüllt hat! — Allein könnte man von al— 
lem Dem abſehen, ſo müßte man fragen: warum verlangt 
man „rechtsgelehrte Richter? Gewiß nur deßhalb, damit Je— 
dermann wenigſtens in ſeinem formell begründeten Rechte 
unzweifelhaft geſichert ſei. Wohlan! wird denn dieſer Zweck 
erreicht? Gehet hin und fraget jeden erfahrenen Advocaten 
auf fein Gewiſſen, welche Garantie er Euch in euerm Pro— 
ceſſe zu geben im Stande iſt. Er wird und muß jede Haftung 
in dieſer Beziehung ablehnen! — Nicht genug alſo, daß man 
das formelle Recht unbedingt an die Stelle des materi⸗ 
ellen Rechtes geſetzt hat, iſt auch ſelbſt das formelle Recht 
keineswegs abſolut feſtſtehend, nichts weniger als „gewiß;“ 
wir ſehen vielmehr täglich, wie es auch noch obendrein un- 
beſtändig und veränderlich iſt. Wer an ein jus certum 
glaubte, müßte aller und jeder Erfahrung baar ſein! (Ueberall 
weiß man von der bekannten „wächſernen“ Naſe zu erzählen.) — 
Dazu kommt, daß auf Lebenszeit angeſtellte Richter in der 
Regel gerade ebenſowenig das wirkliche Leben kennen, wie 
die Bureaueraten in der Adminiſtration, und daß ſie in Folge 
deſſen häufig genug, ſelbſt beim beſten Willen, thatſächlich die 
ſchreiendſten Mißgriffe begehen. Trotz der Einimpfung des 
Vorurtheils von der unbedingten Nothwendigkeit „rechtsgelehr— 
ter“ Richter, hat ſich das damit verbundene Uebel doch allent— 
halben in ſolcher Ausdehnung und ſolcher Intenſität fühlbar 
gemacht, daß ſelbſt unter den bisherigen Verhältniſſen einem 
Stande, der in dieſer Beziehung allein ſeine Intereſſen beſſer 
wahren konnte, nämlich dem Handelsſtande, die Beizieh— 
ung von praktiſchen Handelsleuten (in kaufmänniſchen Pro— 
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ceſſen) zugeſtanden werden mußte. Fraget die Betheiligten, 
ob ſie Handelsgerichte, wenn dieſelben auch nur mittelmäßig 
organiſirt ſind, gegen die gewöhnlichen Gerichte vertauſchen 
möchten! — Wir Schweizer haben dem formellen Juſtizweſen 
keineswegs zu wenig, vielmehr weit eher noch viel zu viel 
gehuldigt. Und das, was Tauſende in dieſer Beziehung fühlen, 
iſt gewiß, daß noch weit mehr als bisher das Rechts be— 
wußtſein des Volkes, im Gegenſatze zu einem blos for⸗ 
malen Rechte, zur Geltung gelangen ſollte! 

Der Verfaſſer dieſes, ein Deutſcher, ſchließt mit folgender 
kurzen Bemerkung: Er hat ſeit Jahren die Rechtspflege im 
Kantone Zürich näher beobachtet. Er würde die Entſcheidung 
über ſein Eigenthum, über ſeine Freiheit, ja über ſein Leben 
mit weit größerer Zuverſicht der hieſigen Juſtiz anvertrauen, als 
der Juſtiz in irgend einem ihm bekannten Theile Deutſchlands. — 
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Die finanziellen Verhältniſſe des Staates 
und der Kantone. 


„Man ſagt oft: Zahlen regieren die Welt. Das aber 
iſt gewiß, Zahlen zeigen, wie ſie regiert wird.“ Goethe. 

Wir kommen nun zu der finanziellen Frage, auf welche 
namentlich die vielgeleſene Augsburger Allgemeine Zeitung 
ſchon ſeit zwei Jahren ganz beſonders die Aufmerkſamkeit des 
In⸗ und Auslandes zu lenken, und wobei ſie die gewaltige 
Troſtloſigkeit der beſtehenden Verhältniſſe in der Schweiz mög: 
lichſt eindringlich darzuthun ſucht. | 

Es däucht uns indeß, die Staatsgläubiger der Schweiz 
dürften vorerſt ohne alle Beſorgniſſe ſein; ſo wie es uns auch 
ſcheint, daß die Steuerbaren wegen Größe der Auflagen ſchwer— 
lich außer Landes ziehen möchten, um in irgend einem andern 
Staatsgebiete eine Steuererleichterung zu ſuchen. 

Indeſſen iſt mit einem Meinen und Glauben hierin wenig 
gethan. Es handelt ſich um Dinge, welche ſich in ſehr pofi- 
tiven Ziffern und Geldbeträgen ausdrücken. Laſſen 
wir die Thatſachen ſprechen. 

Die öffentlichen Einkünfte und Laſten zerfallen hier in ein 
Bundes- und in die Kantonal büdgets, und es wäre un— 
richtig, blos das eine oder die andern in das Auge zu faſſen. 
Beide zuſammen genommen bezeichnen erſt die Geſammtſumme 
der Laſten des Gemeinweſens. Wir erläutern beide Abtheilungen. 


Bundesbudget. 


In früherer Zeit, nämlich vor Herſtellung der neuen Bun— 
desverfaſſung (12. des Herbſtmonats 1848) wurden die Koſten 
des eidgenöſſiſchen Verbandes durch Matrikularbeiträge der 
einzelnen abſolut ſouveränen Kantone beſtritten. Die neue 
Verfaſſung ſchuf dem Bunde unmittelbar eigene Einkünfte und 
befreite ihn in dieſer Beziehung aus ſeiner bisherigen Ab— 
hängigkeit von dem guten oder übeln Willen der einzelnen 

* 8 0 


Bu a 


Kantone. Wie in Nordamerika ward das Zollweſen zur 
Haupteinnahmsgquelle der Centralregierung. Die Poſtverwal⸗ 
tung ward zwar ebenfalls centraliſirt; ihr Ertrag fließt aber vor⸗ 
erſt thatſächlich an die einzelnen Kantone zurück, wie wir un- 
ten zeigen werden. Die übrigen Einnahmepoſitionen find 
ohne Bedeutung. — 

Directe Steuern hat der Bund nicht zu beziehen; er iſt 
auf die erwähnten indireeten Auflagen und den Ertrag eini- 
ger Staatsanſtalten und ſogenannter Regalien beſchränkt. 

Für auſſerordentliche Fälle, in denen das regelmäßige 
Einkommen der Eidgenoſſenſchaft etwa nicht ausreichen ſollte, 
wird periodiſch, alle 20 Jahre, eine „Geldſeala“ aufgeſtellt, 
nach welcher die einzelnen Kantone Zuſchüſſe an den Bund 
zu leiſten hätten; oder man würde wohl die Zahlung der 
Bundeskaſſe an die Kantone aus den Poſtgefällen, in dem 
feſtgeſetzten Verhältniſſe zurückhalten. Dieſe Beſtimmung ent⸗ 
behrte bis jetzt jeder praktiſchen Bedeutung, weil der Bund 
ſolcher Zuſchüſſe nicht bedurfte. 

Das eben in Wirkſamkeit befindliche eidgenöffifihe Büdget 
für das Jahr 1856 ſtellt nun folgende Hauptpoſitionen dar: 


Einnahmen. | 
I. Ertrag der Immobilien und angelegten Kapi⸗ 
talien: Fres. 
A. Liegenſchaften Fres 38/520 SER 
B.  Capitaiemaı.n mans 1 u 
II. Zinſen von Guthaben uad Vorſchüſſen 52,294 


III. Regalien und Verwaltungen: 


A. Ro heinnahme der Zollverwaltung 5,500,000 

B. 1 „Poſt⸗ „ 8,057,000 

C. 10 „ Telegraphen⸗ 312,000 Ä 
D N I it Ä 504,692 | 19,928,364 
E " M Zündkapfſel, „ 47,472 

10 „ „ Münz⸗ * „ 1,307,200 

Kanzleieinnahmen und Vergütungen: 

| 0 a eee 1 

B Einnahmen des Militärdepar rements 82 EC 92,800 
eee an „ 00 
% 4. - 008 5 


Geſammtſumme der Einnahmen 1, 10,250,000 000 


Ausgaben. 
Fres 
J. Zinsvergütungen N 86,803 
II. Allgemeine Verwaltungskoſten: 
%% He nennen 74,880 
J en nr 3,105 
, ÄrMmNꝛj!̃̃ ͤ-ꝛ' = 284,185 
; „Wr, Se. 119,000 
E. Penſionen „ 35,000 | 
III. mente e 
A. Politiſches Departement 46,500 a 
B. Departement des Innern 192,700 
ent 0... 12,000 
D. Finanzdepartement . at) 32,100% 433,500 
E. Handels- und Zolldepartement eee 195 
F. Poſt⸗ und Baudepartement e . 
G. Juſtiz⸗ und Polizeidepartement 38,000 
IV. Spezialverwaltungen: 
A. Militär verwaltung 1,673,994 
ann 4200 
C. Poſtverwaltung: 
a. eigentliche Koſten ꝛc. Fr. 6,561,500 
b. Zahlung an d. Kantone 1 Ah ee, 15,277,910 
D. Telegraphen verwaltung 313,781 
be urerwaltun-xggAag¶g 430,492 
F. Zündkapſel verwaltung 486,410 
ung 1,3203 3 
r 08. 602 


Geſammtſumme der Ausgaben 16,083,000 

Ueberſchuß der Einnahmen über die Ausgaben 167,000 
Für einen Staat von dritthalb Millionen Menſchen ſind 
dies augenſcheinlich ſehr geringe Summen. Indeſſen geht es 


allerdings nicht an, die Ziffern, wie dieſelben hier vorliegen, 


einfach mit den Büdgetziffern anderer Länder zu vergleichen. 

Einerſeits darf man nicht überſehen, (was wir oben bereits 
andeuteten), daß in den andern Staaten Manches centraliſirt 
iſt, N Schweiz den einzelnen Kantonen überlaſſen 
bleibt ſonach den letzten auch finanziell zu Laſt fällt. Ander⸗ 
ſeits aber finden wir durchgehends alle Bruttoſummen in die 
Rechnung auf [genommen wie es i ganz in Ordnung 


iſt, (da jeder Betrag, der durch die Staatscaſſe läuft, auch 
vollſtändig in der Hauptrechnung figuriren ſoll), — wie wir 
es aber nirgends ſonſt in gleicher Weiſe wieder finden; 
dergeſtalt, daß z. B. der Geldwerth (vielmehr der Preis) 
der ganzen Metall ſumme, welche die Münzanſtalt verar⸗ 
beitet, in der Hauptrechnung erſcheint. Sodann ſind ebenſo 
die Beträge aufgeführt, welche die Centralanſtalten zwar ein⸗ 
nehmen, welche aber an die Kantone abgeliefert werden 
müjjen, ſonach blos durchlaufende Poſten bilden. 

Faſſen wir, behufs der Vergleichung mit den Büdgets an⸗ 
derer Staaten, nur die Netto ſummen (die Rein einnahmen 
und Ausgaben) in das Auge, ſo ſtellt ſich der Voranſchlag 
für 1856 folgender maſſen: 

Einnahmen. 
1. Divefte Steuern: tee 
2. Indirekte Auflagen: Zölle, Reinertrag nach Abzug 
von Fr. 2,495,000 an die Kantone, Fr. 2,276,000. 
3. Regalien: Poſt, nichts, weil der Extrag 
den Kantonen vergütet wird; Telegraphen⸗, 


Pulver⸗, Zündkapſel⸗ und Münzverwaltung 48,648 
4. Ertrag des e 9 
manen c ı. 225,814 
5. Kanzleieinnahmen ꝛc. a e 95,822 
Geſammtſumme der Reineinnahmen Fr. 2,646,284 
Ausgaben. 
Sch? ** 
2. Allgemeine Verwaltung, Name 
Beſoldungen .. 191,800 
bil Kanzleikoſte n NEpase 
c. Polytechniſche Schule . . . . 150,000 N 685 
d. Bauten und Straßen . 100,000 r 
e, Heimathloſe ; 20, ae 
1. Penſi onen ZI DUB 
3% Mil it, ff 
Geſammtſumme der Nettoausgaben Fr. 2,478,482 
Bleiben Ueberſchuß . „„ 167,000 


Was wir oben, unter Nummer 2 der Ausgaben, als Koſten 
der „allgemeinen Verwaltung“ aufführten, vertheilt ſich, wenn 


wir die Summen nach andern Nubrifen claffificiren,, folgen— 
dermaßen: 
A. Geſetzgebende Behörde, — Volks- und Kantonalver— 


tretung — National- und Ständerath . . 75,985 
B. Regierung = Bundesrath: a 
ren,. 2200 Se 
eien 119,000 ae 
C. Penſionen (aus dem Sonderbundskriege) . 35,000 


D. Departemente (Spezialverwaltungen, w. oben) 433,500 
E. Polytechniſche Schule, Bauten, Straßen, 
e e 295,000 

Zur nähern Erläuterung noch einige Bemerkungen: 

Die höchſte Beſoldung iſt die des Bundespräſi⸗ 
denten. Er bezieht jährlich 8700 Franken (2320 Thlr. preuß., 
— etwas mehr denn halb fo viel als der Präſident einer 
bloßen Kreisregierung in Baiern, wenn man deſſen Reprä⸗ 
ſentations⸗ und Reiſebezüge einrechnet). Jedes der ſechs übrigen 
Mitglieder des Bundesraths erhält 7250 Franken (1933 Thlr. 
preuß.). Das „politiſche Departement“ (Miniſterium der 
auswärtigen Angelegenheiten) koſtet, wie oben angegeben, 
46,500 Franken, wovon ein Geſchäftsträger zu Paris 24,000, 
und einer zu Wien 12,000 Franken erhält. Für eidgenöſſi⸗ 
ſche Repräſentanten und Commiſſarien ſind 5000 Franken, für 
Repräſentationskoſten 3000 Franken beſtimmt. 

Schulden des Bundes. 

Die Schweiz iſt zwar nicht vollkommen ſchuldenfrei; allein 
ſie hat Schulden zunächſt nur behufs Erwerbung von Active 
vermögen contrahirt. Für die Zeit vom 31. December 1856 
iſt der Schuldenſtand im eidgenöſſiſchen Büdget ſo berechnet: 

Reſt des 5procentigen Anleiheoeeenn 963,402 

„ „K Kaufpreiſes der Thuner-Allmend (Im⸗ 


mobiliarerwerbung) . 108, 696 
„ „ Anlehens behufs Berfellun 900 Tele 
hen Ata 166082 


Geſammtſchuld Fr. 1,232,180 
Dagegen erſcheint aber folgendes Activvermögen: 


A. Erworbene Immobilien ie, 450 
B. Kapitalien des ehemaligen aregsfords, 8 
liehen zu 3 und 4 Procent . N 3700,00. 


Fr. 4,825,450 


Uebertrag: 4,825,450 


C. Zinsrückſtände N 5,000 
D. Sonſtige Ausſtände „ 90 
E. Indentar cone! 00 
F, Caf a0 ? 


Geſammtſumme des Activvermögens Fr. 10,410,708 
Nach Abzug der Paſſiven bleiben rein Fr. 9,178,528 
Allgemeine Bemerkungen. 

Es iſt augenſcheinlich, daß die Finanzverhältniſſe des Bun⸗ 
des nichts weniger als ungünſtig ſind. | 

Ehe wir aber das gegenwärtige Kapitel verlaſſen, haben 
wir noch ein Paar Bemerkungen zu geben über die Art, wie 
die wichtigſten Staatsanſtalten hier betrachtet und geleitet 
werden. | 

1) Zoll. Das Princip des Freihandels ſyſtems 
waltet unbedingt in der ganzen öffentlichen Meinung vor. 
Dieſem Syſteme verdankt die Schwetz ihr induſtrielles Em⸗ 
porblühen; — ihm verdankt ſie es, — ferne vom Meere ge⸗ 
legen, ein höchſt ungünſtig ſituirtes Binnenland, mit verhält⸗ 
nißmäßig wenigen eigenen Naturprodukten, koſtſpieligem Be— 
zuge der Rohproduete, und ungemein hohem Preiſe der 
menſchlichen Arbeit — dennoch eines der blühendſten Fabrik- 
länder geworden zu fein — (Seide-, Baumwolle-, Uhrenin⸗ 
duſtrie u. ſ. f.) Vielfach abgeſchloſſen von den Nachbarländern 
durch deren an Prohibition grenzende Zolltarifſätze, ſuchten 
und fanden die Schweizer — Märkte in fernen Gegenden, in 
Nordamerika, der Türkei, Oſtindien, — auf denen ſie ſiegreich 
concurriren. Der neue Bundesvertrag hat den Zöllen zwiſchen 
den einzelnen Kantonen der Hauptſache nach ein Ende gemacht. 
Allerdings beſteht nun eine gemeinſame Zolllinie gegen das 
Ausland. Allein es handelt ſich nur um einen äußerſt mäßigen 
Finanzzoll, und man betrachtet ſelbſt dieſen nur als unan⸗ 
genehme Nothwendigkeit, da der neuen Central-(Bundes⸗ 
Gewalt irgend ein ſelbſtſtändiges Einkommen geſichert werden 
mußte, um dieſelbe nicht ebenfalls von dem guten oder üblen 
Willen der einzelnen Kantone, in Zahlung von Matrikular⸗ 
beiträgen, abhängig zu machen. 

2) Poſt Die Tarifſätze ſind äußerſt gering: 5, 10 und 15 
Centimen für die drei Rayons. Die Zahl der taxpflichtigen 


Briefe belief ſich im Jahr 1850 auf 13 Millionen, und nahm 
ſeitdem jedes Jahr um wenigſtens eine Million zu, ſo daß 
der Verkehr 1854 bereits 18 Millionen erreichte. Dies beträgt 
etwas über 7 Briefe auf jeden. Einwohner, — ein Verhältniß, 
welches nur in Großbritanien übertroffen wird, und zwar um 
das Doppelte — 14 Briefe auf den Einwohner (Folge 
des verhältnißmäßig noch niedrigern Portos bei dem dortigen 
geringern Geldwerthe). In Frankreich, Preußen und einigen 
kleinern deutſchen Staaten kommen etwas über 5 Briefe auf 
den Kopf, in Belgien 3, in Oeſterreich und Rußland nicht 
einmal ein Brief. % 

3) Telegraphie. Die Tarifſätze für Benutzung der Tele: 
graphen ſind niedriger, als in irgend einem andern Lande 
dies⸗ oder jenſeits des Oceans, und die Ergebniſſe entſprechen 
der Abſicht, das Inſtitut in Wirklichkeit dem ganzen Volke 
zugänglich zu machen; dabei zeigen ſich ſelbſt die finanziellen 
Reſultate weit günſtiger, als in den Gebieten mit hohen Tarif⸗ 
ſätzen. Der Preis für eine einfache Depeſche beträgt durch 
die ganze Schweiz nur 1 Franken (28 Krzr. rhein. oder 8 
Silbergr. preuß.) Die Zahl der beförderten Depeſchen und 
die finanziellen Ergebniſſe betrugen: 


Jahr Im Innern Verkehr mit Tranſi⸗ Einnahme. Ausgabe. 
beförd. Depeſch. d. Auslande. tirend. 


1854 109,599 17,716 235,700 218,700 Fr. 
1853 74,095 8,4911 144,600 289,100 Fr. 
Der 1854 erzielte Einnahmeüberſchuß von 17,000 Fr. war 
der erſte Actinfaldo der Anſtalt. Das Anlagekapital betrug 
(bis 1. Januar 1855) 545,000 Fr. Schon am 1. Januar 1855 
befanden ſich 99 Büreaux in Thätigkeit, — 20 mehr, als im 
Jahre zuvor. — Kein anderer Staat beſitzt ein ſo vollſtändiges 
Telegraphennetz, wie die Schweiz. Es kommt ein Büreau 
auf 25,000 Menſchen; in England eines erſt auf 56,000, in 
Sardinien auf 70,000, in Belgien auf 130,000, in Frankreich 
auf 290,000, in Preußen auf 320,000! Und dabei hat man 
ein günſtigeres, finanzielles Reſultat erzielt, als unſers 
Wiſſens irgendwo *). 1 | 
*) In dem, eine faſt doppelt jo große Bevölkerung in fich be⸗ 
greifenden Baiern, ergab die neueſte uns bekannte Rechnung von 
18, folgende Reſultate: Ausgabe . A i ; 
Einnahme } h 54,630 
Defieit k ; ! fl. 39,305 
Im Vorjahre (185%,) hatte das Defieit nur fl. 22,753 be⸗ 


Kantonalbüdgets. 
Es liegen uns zwar die neueſten Büdgets von den wich— 
tigern Kantonen beinahe ſämmtlich vor, dagegen fehlen einige, 
doch meiſtens von kleinern und ärmern Kantonen. Indem 


wir nachſtehend eine Zuſammenſtellung der Einnahmen und 
Ausgaben liefern, müſſen wir behufs Vervollſtändigung, in 
verſchiedenen Fällen auf ältere Büdgets oder auf Abrechnungen 
von frühern Jahren recurriren. 
doch ein ſehr beſtimmtes Bild. 


Indeſſen ergibt ſich darnach 


Quelle der 
Ziffern. 


Einnahme.] Ausgabe. 


Bern Budget f. 1856 4,536,566 4.526, 413 
Zürich We. 1005580000: 2,7711 
Waadt Shan. v. 1854 2,497,285 2,481,054 
Aargau Budget f. 1386 1,694,373 1,832,373 
Genf - . 5 641,613 1,343,732 
(Freiburg DER 50 554,543 1,355,390 
St. Gallen * 108 „000 1,541,000 
Luzern 0 I 862,479 945,189 
[Solothurn 1 942,203 | 953,169 
[Thurgau . 814,98 719,119 
Baſel⸗Stadt „ ee 787,982 902,848 
Baſel⸗Land e 422,902 493,754 
Wallis 5 658,788 604,559 
Teſſin Budget fe 1848 878,000 | 1,000,000 
[Neuenburg 5 4884 825,328 314,048 
Graubünden N 686,487 778,259 
Schaffhauſen „ 188 169,000 184,000 
[Glarus „1833 202,066 195,470 
Schwyz Rechn. v. 18% 190,184 145,781 
uri 5 ET 182,000 | 206,000 
Zug Budget f. 1886 86,000 35,000 
Appenzell Me Rhoden 190,000 162,000 
„ Inner⸗Rhoden | „ „1348 ö 60,000 61,300 
Obwalden N 39,000 75,000 
Nidwalden A bis 64 51,000 29,000 


— 


tragen; das Verhältniß hatte ſich ene a gebeſſert, obern noch, 
verſchlim mert. . 

Im Jahr 18% sol zwar die ene nach einer Notiz, 
fl. 108,000 betragen haben, davon aber ſollen nur 27,328 auf in⸗ 
terne Depeſchen kommen, der Zahl nach blos 21,107. 


5 


Die vorſtehenden Ziffern ſind im Allgemeinen anſehnlich 
höher, als der wirkliche Betrag der laufenden Einnahmen 
und Ausgaben. Es ſind nämlich in der Regel die aus dem 
nächſt vorangegangenen Abſchluß übertragenen Summen 
vollſtändig mit eingerechnet. Ebenſo erſcheinen meiſtens die 
Brutto ſummen. Natürlich figurirt auch der Betrag, welchen 
der Bund an die Kantone entrichtet, namentlich der ganze 
Ertrag der Poſt und faſt 2½ Millionen vom Zoll; dieſe 
Poſitionen natürlich nach dem Netto-Ergebniſſe. (In einer 
Zuſammenſtellung der Bundes- und der Kantonaleinnahmen 
müſſen dieſe letzten Ziffern ſelbſtverſtändlich einmal auſſer Anſatz 
gelaſſen werden.) Sodann erſcheint in den Kantonalrechnungen 
manche Poſition, welche in andern Ländern nicht als Staats-, 
ſondern als Bezirks- oder als Kirchenlaſt figurirt, und ent- 
weder von den Streifen und Bezirken, oder von den Religions- 
genoſſenſchaften oder andern Corporationen gedeckt wird. Durch 
alle dieſe Umſtände werden die Laſten ſcheinbar vergrößert, 
was bei Vergleichungen zu beachten iſt. 


Sehr häufig ſchließen die Kantonal büdgets mit einem 
Deficit ab. In Wirklichkeit geſtalten ſich die Dinge 
gewöhnlich anders. Man ſetzt nicht ſelten die Einnahmen 
nach einer Minimumſchätzung ein, ſo daß man factiſch mehr 
erhält; die Ausgaben dagegen nach ganz hohen Berech- 
nungen, um für alle Fälle gedeckt zu ſein, wonach ſich nicht 
ſelten am Schluſſe des Jahres anſehnliche Erſparungen ergeben. 
So ſchloß z. B. das Büdget von Baſel-Stadt für 1854 mit 
einem Defieit ab von 49,772 Fr. Der wirkliche Rechnungs⸗ 
abſchluß hingegen ergab einen Ueberſchuß von 54,948 Fr. 
— Ebenſo kömmt es auch vor, daß die ganze Summe, 
welche nicht durch die gewöhnlichen Einkünfte gedeckt wird, 
und zu deren Aufbringung man einer direkten Steuer bedarf, 
zunächſt als Defteit figurirt. Nach obigen Büdgetabſchlüſſen 
finden wir namentlich im Aargau einen Ausfall von 138,000 Fr. 
Es bezeichnet dies blos diejenige Summe, welche die Ein— 
wohner (die freilich an eine direkte Steuer gar nicht gewöhnt 
ſind), nun außerordentlicher Weiſe vermittelſt einer ſolchen 
decken müſſen, zumal nachdem ſie die indirekten Laſten 
vermindert, Tpeciell die Auflage auf das Salz auf ein Min 
mum herabgesetzt haben. — 0 
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Die Hauptquellen der Einkünfte der Kantone find fol- 
gende: 

1) Ertrag des eigenen Vermögens, — der Domänen, 
Activkapitalien u. ſ. f.; Erſatz für die an den Bund abgetre⸗ 
tene Poſt und theilweiſe für die Zölle. 

2) Indirecte Auflagen: Salzſteuer, (in allen Kantonen, 
doch in verſchiedener Höhe erhoben; indeſſen koſtet das Pfund 
Salz doch nur 7 bis höchſtens 10 Centimen, alſo viel weniger 
als in den benachbarten Produetionsländern;) Stem⸗ 
pelpapier und Taxen (meiſtens äußerſt gering), und Erbſchafts⸗ 
abgabe ꝛc., (gleichfalls in geringem Betrage, wo dieſelbe 
erhoben wird.) 

3) Direete Steuern. In den meiſten Kantonen iſt, 
als einzige directe Steuer in der engern Bedeutung des 
Wortes, eine combinirte Vermögens-, Erwerbs- und 
Einkommenſteuer eingeführt. Dieſelbe iſt z. B. im Kantone 
Zürich folgendermaßen normirt: Das Simplum der Ver— 
mögensſteuer beträgt 1 Fr. von 1000 Fr. Capital (es wird 
alſo nach der Capitalſumme, nicht nach der Rente gerechnet.) 
Dagegen iſt der Ertrag von Erwerb und ſonſtigem Einkom⸗ 
men in 17 Claſſen getheilt, das Simplum je mit folgendem 
Steuerſatze: 


Einkommen. Fr. Rp. 

17. Claſſe, 147 — 292 Fr. (101 — 200 a. Fr.) Steuer: — 29 
, eee e, eee N ara 
))) 1808 aan, 8 
14 „ 58 , , eee 1 
13 „ 8761167 „ (601800) „ f 
, ieee, ee e 
„% 2934, (20r Teen), 1 
TT en 
)) ', (2001. 210m PN, Kae 
% U , (2401-5200); ,, as 

7. „ 46685833 „(3201 4000) „ eee 

6. „ 58347000 „ (40014800) „ 109. 37 
5. „ 7001-8167 „ (4800 5600) „ 1 
4. „ 8168-9333 „ (5601-6400) „ „ 175. — 

3. „ 9334. 10500 „(640 %% e 
2. „ 10501-11667 „ (7201-8000) „ 5 

1. „ 11668 u.darüber (8001 u. mehr) n 


Man erfieht aus dieſer Zuſammenſtellung, daß es ſich, zwar 
nicht bei der Vermögens-, wohl aber bei der Einkom— 
mens⸗ und Erwerbs beſteuerung, nicht um eine einfache, 
ſondern vielmehr um eine Progreſſivſteuer handelt. Nie⸗ 
mand ſoll ſteuerfrei ſein; auch der Geringſte, der nicht 
zu den conſeribirten Armen gehört, muß Theil nehmen an 
Tragung der Laſten des Gemeinweſens. Die Steuer beträgt 
aber für dieſe Einwohner nur ganz wenig (Claſſen 15—17.) 
Ein progreſſives Steigen beginnt bei den zwei nächſthöheren 
Claſſen (13 und 14); doch bleibt der Abgabenſatz noch immer 
ſehr gering. Dagegen wird das Einkommen von etwa 1200 Fr. 
an in vollem Maße und in bedeutender Progreſſion angezogen, 
und zwar fortwährend ſteigend, bis zum höchſten Betrage, 
der etwa im Kantone vorkommt. 

Die ganze Verfahrungsweiſe iſt möglichſt einfach. Selbſt⸗ 
fatirung bildet die Grundlage. 

Aehnlich, wie in Zürich, wird die Sache auch in den meiſten 
übrigen Kantonen behandelt. 

Da die Vermögens- und Einkommensſteuer gleichſam die 
einzige directe Steuer bildet, ſo kann deren Betrag meiſtens 
nicht gerade gering ſein. Im Kantone Zürich werden z. B. 
in der Regel anderthalb Simpla erhoben (alſo von 1000 Fr. 
Capital, oder, da der Aprocentige Zinsfuß noch vorherrſcht, 
von 40 Fr. Rente, — 2 Fr. 50 Cent. Steuer); in andern 
Kantonen 1, 1½, ſelbſt 2 vom Tauſend; in Bern 1856 17/9 
und für außerordentliche Bedürfniſſe 2/0, zuſammen alſo 1/0. 
In gleicher Weiſe bezüglich des Einkommens. 

Deſſen ungeachtet hat ſich dieſe Beſteuerungsweiſe hier im 
Ganzen gut bewährt. Solche enorme und maſſenhafte falſche 
Angaben kommen nicht vor, wie man in Baiern erlebte, und 
wie aus den unwiderlegbar richtigen Hervorhebungen des dor— 
tigen Miniſteriums, bei der Kammerverhandlung gegen 
Abſchaffung des bisherigen Einkommenſteuergeſetzes, ſich ergibt. 
Man ſieht ſich bei Vergleichung der ganz verſchiedenen Ergeb— 
niſſe in Baiern und in der Schweiz neuerdings an den Satz 
erinnert, daß der Gemeinſinn der Einwohner in dem 
Maße größer wird, in welchem der Staat mehr zum wahren 
Gemeinweſen ſich ausgebildet hat, und jeder Einzelne ſich 
als lebendiges Glied dieſes Gemeinweſens fühlt. 


N 
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So erprobt ſich hier als ganz gut, was anderwärts, unter 
andern Verhältniſſen, die unbefriedigendſten Reſultate lieferte. 

Die Grundſteuer iſt in der Schweiz (wenn wir nicht 
irren mit einer einzigen Ausnahme in einem kleinen Theile 
des Kantons Bern) allenthalben vollſtändig abgeſchafft, 
oder ſie beſtand vielmehr in den meiſten Kantonen niemals. 
Ebenſowenig hat man eine Häuſerſteuer. Die Gewerb— 
ſteuer beſchränkt ſich in der Regel auf eine Abgabe blos von 
den öffentlichen Wirthſchaften. Dagegen kann man die 
Geldabgabe für Militärpflichterſatz et wa den direkten Steuern 
(in der weitern Bedeutung des Wortes) beizählen. Eine 
Grund⸗ oder Häuſerſteuer hält man ſchon aus dem Grunde 
für verwerflich, weil dabei der verſchuldete Beſitzer auch noch 
ſeine Schulden verſteuern müßte. Dagegen unterliegt das 
in Häuſern oder Grundſtücken angelegte Capital natürlich mit 
der Vermögensſteuer. | 

In nicht wenigen Kantonen beſtehen noch immer gar keine 
gewöhnliche directe Steuern. Die geſteigerten Anforderungen 
an den Staat nöthigen indeß mehr und mehr dazu, beſonders 
da man auch die indirecten Auflagen, als auf verwerflicher 
Grundlage beruhend, möglichſt beſchränkt, und namentlich 
die, ohnehin ſehr mäßige Auflage auf das Salz vielfach noch 
weiter herabgeſetzt hat. Die Einwohnerſchaft ſträubt ſich in⸗ 
deß meiſtens ſehr nachdrücklich gegen die Einführung directer 
Steuern, wo man ſolche noch nicht hat. So eben namentlich 
im Aargau, wo man ſich endlich doch dazu entſchließen muß, 
wie auch in Baſel⸗-Land, wo man das Ausgaben-Büdget nur 
künſtlich zum Betrage der gewöhnlichen Einkünfte herabdrückte, 
und vorausſichtlich am Ende doch auch dem Bedürfniſſe wird 
weichen müſſen *). 


*) Wir haben hier noch der Gemeindeumlagen zu erwähnen, 
die meiſtens nicht unbedeutend ſind, — entſprechend dem erzielten 
Nutzen. Im Kantone Zürich (ähnlich anderwärts) laſten dieſelben 
vorzugsweiſe auf dem Kapitalvermögen. Als gewöhnliche Norm 
gilt folgendes Verhältniß: wenn von je 1000 Fr. Vermögen (außer 
der Staatsſteuer) für Gemeindezwecke 1 Fr. erhoben wird, ſo bat 


zu bezahlen: der Mann (Familienhaupt) gleichfalls 1 Fr., und jede 


Haushaltung den nämlichen Betrag. (Die beiden letzten Auf⸗ 
lagen treffen alſo ohne Rückſicht auf das Vermögen, demnach auch 
den Armen; die erſte Summe erhöht ſich natürlich nach der Zahl 


Was die Schulden der Kantone betrifft, fo wird man 
deren Geſammtbetrag wohl nicht höher als zu 8 Millionen 
Franken anſchlagen können, wovon gegen 5 Millionen blos 
auf das unglückliche, von Außen lange Zeit ſo hart bedrückte 
Teſſin treffen. Im Allgemeinen kann man annehmen, daß 
Anlehen immer nur für produktive Zwecke aufgenommen 
werden, ſo daß man ſogleich die entſprechenden Werthe 
erhält. (Im Kantone Bern kamen indeß unter dem Reactions⸗ 
regime auch Anlehen vor, deren Ertrag factiſch zur Deckung 
des Deficits dienen mußte.) Wohl in allen Kantonen (blos 
vielleicht Teſſin ausgenommen) iſt der Werth des unmit⸗ 
telbaren Activvermögens bei Weitem, (gewöhnlich ganz un⸗ 
vergleichbar) größer, als der Schuldenſtand. 


der Tauſende, die man beſitzt, indeß „Mann“ und „Haushaltung“ 
einander gleich behandelt werden.) Der bloße Erwerb und das 
bloße Einkommen waren bisher bei Gemein d eumlagen vollkommen 
frei. Darin lag eine entſchiedene Unbilligkeit. Das neue Geſetz 
geſtattet den Gemeinden deren Beiziehung, jedoch nur in dem 
Verhältniße, daß das Einkommen bloß mit der Ziffer 3 bis 5 kapi⸗ 
taliſirt, und ſoweit wie Vermögen behandelt werde. Beim 
h öchſten dieſer Sätze (Multiplikation mit 5) würde alſo vom Ein⸗ 
kommen durch Erwerb nur etwa der fünfte Theil deſſen ent⸗ 
richtet, was vom Einkommen aus Capitalvermögen durchſchnittlich 
gezogen wird. Mit andern Worten: von 200 Fr. Rente aus Capi⸗ 
tal iſt ſchon ebenſoviel an Gemein deumlagen zu entrichten, als 
von 1000 Fr. Einkommen aus Erwerb, Leibrenten u. dgl. Es 

ſind alſo gleich beſteuert: 

je 1000 Fr. Vermögen, 
je der Mann (Familienhaupt) 
je die Familie, 

facultativ, 1000 Fr. Er⸗ 

werb, höchſtens — „ 20 Centimen. 
Geſetzt, es handle fi) um eine Gemeindeumlage, die 50 Cen- 
timen vom 1000 Fr. Vermögen nothwendig machte, ſo hätte ein 
verheiratheter Bürger, der 10,000 Fr. Vermögen (nach dem gewöhn— 
lichen Zinsfuße alſo 400 Sr. Rente) und 2000 Fr. anderweitiges 

Einkommen beſäße, zu bezahlen: 


L. 


0 
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vom Vermögen NR" a 5 Fr. — Cent. 
vom Manne . + + — * 5 I 50 II 
von der Familie. * — „ 50 „ 


vom Einkommen eigentlich nichts, Hach 
facultativem Gemeindebeſchluß aber 3 bis 5, — „ 


. 


Geſammtergebniß des Bundes⸗ und der Kantonal⸗ 
budgets. 
Unter Fernehaltung doppelter Anſätze laſſen ſich die 
Netto einnahmen, und entſprechend der Bedarf, etwa ſo an— 
nehmen: | 


beim Bunde etwa 2½ Mill. Fres. 
bei den Kantonen etwa 1 Au, 
zuſammen etwa 22 5 


Nach den Quellen ausgeſchieden dürften beiläufig 
herrühren: 
aus Domänen (mindeſtens) 4½ Mill. Fres. 
„ indirecten Auflagen, Re⸗ 
galien u. Staatsanſtalten 11½ „ Br 
„ directen Steuern 6 
Von den Ausgaben (des Bundes u der Kantone) 
ſchätzen wir: | 
| Beſoldungen 2,000,000 Fres. 
Unterricht 4,000,000 „ 


Militär 3,500,000 „ 
Schulden 450,000 „ 
Penſionen 60,000 „ 


Die Ausgaben für das Militärweſen von Seiten des 
Bundes und der Kantone zuſammengenommen, berechnete der 
Bundesrath Franseini (in ſeiner ſehr werthvollen Statiſtik 
der Schweiz) nach 10jährigem Durchſchnitte auf 2,790,000 neue 
Franken. Schulz-Bodmer (in feinem ganz vorzüglich be⸗ 
achtenswerthen Werke über „Militärpolitik“) berechnet die 
wirklichen Militärausgaben im Jahre 1852 ſo: 

Eidgenöſſiſche 1,310,051 

Kantonale 2,201,508 

a zuſammen 3,511,559 
Vergleichungen. 

Vor ungefähr zwei Jahren ſtellte der Verfaſſer der gegen— 
wärtigen Schrift eine Vergleichung des Budgets des Kan- 
tons Zürich mit dem einiger anderer, ungefähr gleich bevöl⸗ 
kerter deutſcher Staaten auf: Braunſchweig und Weimar. 
Zürich zählt 250,000, Weimar 260,000, Braunſchweig 270,000 
Einwohner. Der kleine Unterſchied in der Menſchenzahl wird 


e 
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wenigſtens aufgewogen durch den größeren Wohlſtand in 
Zürich. Dabei iſt zu berückſichtigen, daß im Verhältniß zur 
allgemeinen Entwickelung der Zuſtände, im Kantone Zürich für 
mancherlei Einrichtungen weit größere Summen aufgewendet 
werden, als vergleichsweiſe in jedem andern Kantone. Uebri— 
gens ermangelten wir nicht, dem Züricheriſchen Budget den 
entſprechenden Antheil am Bundesbudget in voller Ausdehnung 
beizurechnen, ſo daß alſo hier der Aufwand des Kantons und 
der Antheil an den Koſten der Eidgenoſſenſchaft zuſammen⸗ 
genommen erſcheinen. Hier die weſentlichſten Ergebniſſe, auf 
Reichsthlr. preuß. redueirt: 


Hauptausgaben: Zürich Weimar Braunſchw. 
nach der nach der nach dem 
Rechnung Rechn. Budget 
von 1852. von 1851. für 18%. 


aa 00 Thlr. 
„% U , Suodes 4081407 ;., 
e,, , 
oog 493 127990 „ 


Geſammtbetrag dieſer A Poſitionen 129,600 815,921 1,131,681 „ 


Hauptſtaatseinkünfte: 
Domänen und Regalien . 141,600 178,555 150,886 „ 
Indiſeete Auflagen 113,422 316,336 493,300 „ 
Den Steuern 23,166 326,857 432,000 „ 
Geſammter Staatsbedarf 739,780 1,534,251 1,824,000 „ 


Dabei darf man nicht überſehen, daß ſich der wirkliche Be⸗ 
darf in Zürich ſehr bedeutend verringert, wenn man in Abzug 
bringt: 1) die blos durchlaufenden Poſten, Beiträge der Städte 
und Stiftungen für beſtimmte Zwecke; 2) die ganz ungewöhn⸗ 
liche Ausgabe für Durchführung eines neuen Münzſyſtems, 
J/2 obigen Geſammtbedarfes. — Hingegen kommen in den 
andern Staaten häufig beſondere Nachtragseredite in 
ſehr anſehnlicher Ausdehnung vor, indem namentlich die Etats 
für das Militärweſen oft überſchritten werden, wie wir auch 
namentlich wiſſen, daß die Ausgaben für das Heerweſen in 
Braunſchweig nach den ſpäteren Etats ſich auf 375,100 Thlr. 

ſtellen, und eine ſehr bedeutende Erhöhung hiefür, ſchon nach 
den Beſchlüſſen des Bundestags über Vermehrung der Con— 
tingente, beſonders in Weimar, eingetreten ſein muß. 
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Wir verſuchen eine Vergleichung des Bayeriſchen Budgets 
mit dem Schweizeriſchen (die Beträge aller Budgets 
ſämmtlicher Kantone und des Bundes zuſammengenom— 
men.) Wir legen dabei das Bayeriſche Budget für 1851/,, 
zu Grunde, obwohl dasſelbe ſo wenig ausreichte,, daß die 
Regierung in ihrer erſten Vorlage bezüglich des jetzt anzufer- 
tigenden neuen Budgets eine Erhöhung um ungefähr 6½ Mil⸗ 
lionen vorſchlug. (Das frühere, unſerer Berechnung zu Grunde 
liegende Budget ſchloß ab mit der Hauptſumme 37,591,000 fl., 
der erſte Entwurf des neuen Etats ſtieg dagegen auf 43,071,756 fl.; 
und obgleich ſowohl die vom Könige ſelbſt angeordnete Revi— 
ſion, wodurch die Anforderung auf 42,357,056 fl. herabgeſetzt 
ward, als die vom Landtage zu faßenden Beſchlüſſe voraus⸗ 
ſichtlich mancherlei Neductionen bewirken werden, ſo iſt doch 
eine Erhöhung der Geſammtſumme um mindeſtens dritthalb 
Millionen Gulden vorherzuſehen, — welche große Vermehrung 
bei unſerer Vergleichung noch völlig außer Anſatz bleibt.) 


Dabei muß jedoch noch an den Umſtand erinnert werden, 
daß im Bayeriſchen Budget ſehr anſehnliche Ausgabe-Poſitio⸗ 
nen nicht aufgeführt werden, indem man blos die Summen 
der Rein erträgniſſe einſetzt, (wonach z. B. die Beſoldungen 
aller Forſtbeamten formell beſeitigt ſind). Sodann figuriren im 
Bayeriſchen Staatsbudget nicht jene Summen, welche die 
Kreiſe und Diſtrikte durch beſondere Umlagen aufbringen müf- 
ſen für Zwecke, die in der Schweiz als Kantonallaſten behan⸗ 
delt werden. 


Den gegenwärtig entſchieden nicht mehr ausreichenden 
und an ſich unvollſtändigen Poſitionen des Bayeriſchen 
Budgets gegenüber berechnen wir die Ziffern, welche ſich nach 
Maßgabe der Bevölkerung (4½ Mill. Menſchen in 
Bayern, 2½ Mill. in der Schweiz) ergeben würden, wenn 
die 1 Verhältniſſe auch dort beſtänden 


Würde betra⸗ 
gen im Ver⸗ 
Yayerif es hältniſſe zu 
Budge nt 
Geſammtſtaatsbedarf in Bayern 37,591,000 19, 720, 000 fl. 
Davon: Directe Steuern 9,160, 000 5,120,000 „ 


Indireecte Auflagen 20,065,000 9,850,000 „ 
. 0 N * 1 
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Würde betra⸗ 
gen im Ver⸗ 
Bayeriſches hältniſſe zu 
Budget. denSchweizer 


Budgets. 

Hauptausgaben: - | 
Hof 2,950,000 55 fl. 
Staatsſchuld 9,810,000 385,000 „ 

Armee 10,042,000 3,000,000 „ 
Civilbeſoldungen“) 8,084,400 1,700, 000 „ 
Penſionen 3,283,000 51,000 % 
Sefandtfchaften **) 270,000 40,000, 
Dagegen: Erziehung und Bildung 792,000 3,800,000 , 
Wohlthätigkeit“*“) 202,271 1,200,000 „ 


Schlußbemerkung. 

Wir willen ſehr wohl, daß jede Vergleichung von Staats- 
budgets bedeutende, faſt nicht zu überwindende Schwierigkei— 
ten darbietet, weil die Verhältniſſe in jedem Lande in den 
Einzelnheiten verſchieden und abweichend von einander find. 
Indeſſen wird man aus den vorſtehenden Bemerkungen wenig⸗ 
ſtens die feſte Ueberzeugung entnehmen, daß alle Darſtellun⸗ 
gen von übermäßigen Defieits und von einer erdrücken⸗ 
den Größe der Steuern in der Schweiz, — in Wahrheit 
nicht begründet ſind. — 


*) Es ſind hiebei weder die ſchon bei Aufſtellung der Staats ein⸗ 
künfte in Abrechnung gebrachten Beſoldungen der Poſt- und Zollbe- 
amten, noch die Reiſe- und Umzugsgebühren ſämmtlicher Angeſtellten 
überhaupt, noch die Penſionen eingerechnet. Setzte man dieſe dazu, 
ſo ergäbe ſich (ſchon nach den früheren, jetzt unzureichenden Etats) 
eine Geſammtſumme von 11,680,000 fl. für Civilbeamte. 

) Die Ausgaben für Orden, für Repräſentationen u. ſ. f. 
ſind hier nicht eingerechnet. In der Schweiz kommen Koſten für 
Orden überhaupt nicht vor. Die ganze Ausgabe „für Repräſen⸗ 
tation“ aber, welche hier erſcheint, beſchränkt ſich auf 3000 Frkn. = 


1400 fl. rhn. In Baiern beziehen nicht nur die Miniſter, ſondern 


felbſt die Präſid enten bloßer Kreisregierungen ſolche Repräſentations— 

gelder, und zwar die letzten (wenigſtens in früherer Zeit) bis zu 

2000 fl., (jetzt wahrſcheinlich weniger,) der Miniſter des Aeußern aber 

jedenfalls noch 9000 fl. 

en) Bei Berathung des Bayeriſchen Staatsbudgets für 188½½; 

hob der damalige wagen e Kolb von Speier in der Deputirten⸗ 
4 
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Militärweſen. 


Die Schweiz hat gar kein ſtehendes Heer, aber jeder Schwei— 
zer iſt in Wirklichkeit verpflichtet, zur Vertheidigung ſeines 
Vaterlandes mitzuwirken. 

Dieſe Einrichtung bietet zwei Hauptgeſichtspunkte zur Prü⸗ 
fung und Beurtheilung dar: 1) welches der verſchiedenen Sy- 
ſteme iſt das bequemere und beſſere für die dienſtpflichtigen 
Einwohner, und 2) welches gewährt dem Staate mehr Kraft 
und vorzüglichere Garantien? 

Was den erſten Punkt betrifft, ſo wird es wohl weitläu— 
figer Auseinanderſetzungen nicht bedürfen, um darzuthun, daß 
die jungen Männer weit lieber ein Paar Wochen lang, als 
eine Reihe von Jahren hindurch ausſchließlich dem Militär⸗ 
dienſte ſich widmen, (vorbehaltlich eines mehr oder minder 


kammer Folgendes hervor, und zwar, was die Ziffern betrifft, ohne 
irgend einen Widerſpruch zu erfahren, weder von Seiten eines 
andern Abgeordneten, noch vom Miniſtertiſche her (die nachſtehenden 
Ziffern ſind nur in ſoweit modifieirt, als die definitive Feſtſetzung 
von den durch den Redner beantragten Summen abweicht): Es ſeien 
im Bayeriſchen Budget vielfach nur die Netto-, nicht die Brutto⸗Er⸗ 
trägniſſe aufgeführt. Rechne man die letzten, ſelbſt ohne Anſchlag 
der eigentlichen Betriebsausgaben der Staatsanſtalten ac., 
jo betrage die Einnahme nicht 37½, Jondern ungefähr 42 Mill. Hie⸗ 
von aber erheiſchten: 
die Stgatsſchulddſ . 9810000 f. 
„ Civilliſte und „„ „ 00 „ 
ya Arme? 10,042,000 „ 
„ Civilbeamten e e000 
„ Geiſtlichkeit (blos Stagts beitrag) 1,562,000 „ 
dieſe 5 Poſten allein 35995000 „ 
alſo ungefähr 36 Millionen Gulden. Für alle übrigen Staats⸗ 
bedürfniſſe blieben ſonach zuſammengenommen nur noch etwa 6 Mil⸗ 
lionen (worunter der Reichsreſervefonds mit 700,000 fl. Für unmit⸗ 
telbar productive Zwecke könnten nur noch beiläufig 3 Millionen 
verwendet werden. — Nach Abzug der Poſitionen für Beamtenbe⸗ 
ſoldungen blieben: für Geſundheit 34,971 fl., für Wohlthätigkeit 
100,711, für Volksſchulen 387,880, für F Waſſer⸗ und 
Brückenbau 2,180,644 fl. . 
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allgemeinen Aufgebots im Falle eines wirklichen Krieges). 
In allen Ländern mit ſtehenden Heeren betrachten es die Ein— 
wohner, insbeſondere die Landleute, als die ſchwerſte der 
ihnen auferliegenden Laſten, wenn ſie ihre Söhne zur Armee 
ſtellen müſſen. Und es iſt natürlich. Handelt es ſich doch 
gerade um die Jahre des rüſtigſten Alters, in denen die 
jungen Männer am meiſten Arbeitskraft beſitzen, und in denen 
ſie, ohne das erwähnte Hinderniß, großentheils Familien be- 
gründen, und mit Erwerbung eines entſprechenden Vermögens 
beginnen würden. Wie ſehr hoch die jungen Männer ſelbſt 
dieſe Laſt anſchlagen, läßt ſich daraus erſehen, daß, wo Stell— 
vertretung geſtattet iſt, die Mehrzahl der Vermögendern ein 
Opfer, welches durchſchnittlich wohl auf wenigſtens 600 Gulden 
angeſchlagen werden kann (in Frankreich noch anſehnlich höher), 
nicht ſcheut, um ſich loszukaufen; — wie hoch ſie dieſe Laſt 
anſchlagen, läßt ſich ferner noch weit mehr erkennen, wenn 
wir beobachten, welche Menge junger Männer aus verſchie⸗ 
denen Gebieten ſogar aus ihrem Vaterlande entfliehen, — 
heimlich nach Amerika auswandern, — um ſich jener geſetz— 
lichen Verpflichtung zu entſchlagen; ja daß ſie dieſen an ſich 
ſchon folgenſchweren Schritt ſelbſt ohne Rückſicht auf die an⸗ 
gedrohte Bermögensconfiscation unternehmen, obwohl 
gerade dieſe Beſtimmung meiſtens tief eingreift nicht nur un— 
mittelbar in die Vermögensverhältniſſe der Widerſpenſtigen, 
ſondern mittelbar auch in die ihrer Eltern und anderer Ver— 
wandten. Wie ein ſolches Verhältniß, da, wo es während 
längerer Dauer in größerer Ausdehnung vorkommt, auch auf 
eine phyſiſche Entkräftung der ganzen Bevölkerung einwirken 
müßte, läßt ſich nicht verkennen: indem gerade die Kräftig— 
ſten fortziehen, bleiben die Krüppelhaften zurück, die ein Auf- 
gebot nicht zu fürchten brauchen. Zwar haben dieſe heimlichen 
Auswanderungen, in Folge der ungünſtigen Nachrichten aus 
den Vereinigten Staaten ſeit etwa einem Jahre, einen ſtarken 
Stoß erlitten; allein es läßt ſich unſchwer vorherſehen, daß 
es ſich blos um eine der immer von Zeit zu Zeit eintretenden 
Fluctuationen handelt, die bald ihr Ende finden wird, — 
mit der induſtriellen Criſe und nachdem die coloſſale Einwan— 
derung, an welche man ſich in Amerika bereits gewöhnte, 
in ihrem Uebermaaße momentan einen Halt erfahren hat. Wie 
dem ſei, — die bisherigen heimlichen Auswanderungen con— 
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ſtatiren an ſich die Größe der Laſt, welche die Betheiligten 
nach ihrer Anſicht in der Conſceription erblicken.“) 

Unbeſtreitbare Thatſache bleibt es dagegen, daß die Mili- 
tärpflichtigkeit, ſo wie dieſelbe in der Schweiz beſteht, wohl 
noch nicht einen Menſchen zur Flucht aus ſeinem Vater⸗ 
lande beſtimmte, obwohl man hier die exorbitante Strafe der 
Vermögensconfiscation deßhalb nicht zu fürchten hätte. 

Indeſſen ſind auch wir vollkommen damit einverſtanden, daß 
nicht die Bequemlichkeit des Einzelnen, ſondern daß viel⸗ 
mehr die möglichſte Sicherung des Staates der ent⸗ 
ſcheidende Moment ſein müſſe. 

Es fragt ſich alſo, was kann die Schweiz in militäriſcher 
Hinſicht leiſten, verglichen mit einem beiläufig gleich ſtark be⸗ 
völkerten Lande, das ein ſtehendes Heer unterhält. 

Wir wollen vor Allem blos formell etwas näher angeben, 
welche Militär-Einrichtungen in der Schweiz beſtehen, eine 
Erörterung der Frage wegen der innern Güte der Inſtitu⸗ 
tion für ſpäter uns vorbehaltend. 


Formation. 


Jeder, ſeiner Körperbeſchaffenheit nach Waffenfähige, iſt in 
der vollen Bedeutung des Wortes auch wehrpflichtig. Der 
Bund darf gar keine ſtehenden Truppen unterhalten, 
einzelne Kantone können ſolche, jedoch ohne Bewilligung der 
Bundesbehörde nicht über 300 Mann, in ſtändigen Sold neh— 
men (eine Beſtimmung, welche urſprünglich blos durch die 
beiden Städte Genf und Baſel veranlaßt worden, während beide 
nunmehr ihre „Standestruppen“ ebenfalls abgeſchafft haben). 

Das Bundesheer hat folgende Hauptbeſtandtheile: 
1) Bundes auszug, — die geſammte waffenfähige Mann⸗ 


*) Zur Zeit der „Befreiungskriege“ verſprachen auch die Bour⸗ 
bonen in Frankreich und ſo ziemlich alle Fürſten von Italien 
„Abſchaffung der Conſeription“, zum Theil in den ſchärfſten Aus⸗ 
drücken gegen dieſe Einrichtung. Indeſſen ward die Inſtitution ſo— 
wohl in Frankreich als in Italien eben doch thatſächlich beibehalten. 
Daß man aber eine große Laſt in derſelben erblickte, beweiſen die 
gedachten Proelamationen der Könige von Frankreich, von Neapel und 
von Sardinien, des Großherzogs von Toscana ze. Als hiſtoriſche 
Curioſität fügen wir bei, daß im letzten Momente ſogar Murat un⸗ 
bedingt die „Abſchaffung der Conſerpeie e 
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Schaft vom 20.— 34. Altersjahre. Die Kantone müſſen 
mindeſtens 3 Proc. ihrer Bevölkerung hiezu ſtellen. 

2) Reſerve, — die Mannſchaft vom 35.— 40. Jahre. Es 

müſſen mindeſtens 1½½ Proc. geſtellt werden. 

3) Landwehr, bis zum 44. Altersjahre; ſodann 

Landſturm. 

Welche gewaltige Anzahl von Soldaten man bei dieſem 
Syſteme aufſtellen kann, bewies thatſächlich der Sonder— 
bundskrieg. Damals (1847) betrug die wirklich im Felde er— 
ſchienene Streitmacht 

der 13 ½ eidgenöſſiſchen Kantone 98,861 Mann. 
„ 7 Sonderbundskantone 397960 „ 
zuſammen 138,444 „ 


Außerdem hatten die Sonderbundskantone 46,976 Mann 
Landſturm. | 

Zudem muß berückſichtigt werden, daß anderthalb Kantone 
(Neuenburg und Appenzell-Inner⸗Rhoden) gar keine Contin⸗ 
gente ſtellten. 

Im höchſten Grade mußte allenthalben die wunderbare 
Schnelligkeit auffallen, mit welcher das eidgenöſſiſche Heer 
marſchbereit und organiſirt war, und auf dem Kampfplatze er— 
ſchien; ſo wie nicht minder, wie gut in ſo kurzer Zeit für die 
Verpflegung dieſer verhältnißmäßig ungeheuren Maſſen in je⸗ 
der Beziehung geſorgt war, — unvergleichlich ſchneller und 
beſſer, als man auswärts allgemein für möglich erachtete. 

In jener Zeit war aber das Schweizeriſche Kriegsweſen bei 
weitem nicht ſo ausgebildet, wie gegenwärtig. Man benützte 
vielmehr in der Folge jenes, Ereigniß, um eine durchgreifende 
Ausbildung des geſammten Heerweſens zu erwirken, und man 
vermochte ſolches ſchon darum erſt ſpäter, weil bei der alten 
Verfaſſung die Gentralgewalt jeder Kraft ermangelte. 

Die wirkliche dermalige Stärke des Bundesheeres — Aus— 
zug und Reſerve zuſammengerechnet, und zwar die letzte halb 
ſo ſtark als die erſte — wird folgendermaſſen berechnet: 

Infanterie: Linie 115 Bataill. und 24 de⸗ 


taſchirte Compagniin en . 82,416 M. 
71 Scharfſchützencompagnien (eigentlich: 
Auszug 46, Reſerve 2797 6,890 „ 


5 a zuſammen Infanterie 89,306 „ 
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Cavallerie: 35 Compagnien Dragoner zu 77, 
und 11½ Comp. Guiden zu 32 Pferden 3,063 M. 
Artillerie: 50 Batterien *) mit 274 beſpann⸗ 
ten Geſchützen und 7216 M. Bedienung; 
ferner 12 Poſitionscompagnien, für welche 
202 Geſchütze bereit ſein ſollen; endlich 
12 Parkcompagnien und 1578 M. Park⸗ 
train; — zuſammen 476 Geſchütze, 74 Com- 
Pagnſen und . 1865, „, 
Genie: 12 Sappeur und 6 Pontoniercompagn. 1,530 „, 
Geſammter Formationsſtand 104,264 „ 
Indeſſen ſind die taktiſchen Einheiten der That nach nicht 
etwa blos vollzählig, ſondern ſie beſitzen eine überzählige 
Mannſchaft, fo daß ſich die wirkliche Stärke des Bundeshee— 
res auf 110, — 115,000 M. ſtellt. Jedenfalls ſind über ¼0 
davon gehörig organiſirt, ausgerüſtet und bewaffnet, mit we⸗ 
nigen Worten: unverzüglich marſchbereit zu machen.“) 
Nicht in gleicher Weiſe organiſirt iſt die Landwehr. Der 
Kanton Zürich, der am meiſten für das Militärweſen thut, 
beſitzt 8 organiſirte Landwehrbataillone; doch ſollen ſich ſelbſt 
hier bedeutende Lücken im Officiersetat zeigen. Deſſen unge⸗ 
achtet läßt ſich mit Zuverſicht annehmen, daß die Landwehr 
eine Verſtärkung von 15, — 20,000 M. zur activen Armee und 
ebenſoviel zur momentanen Verwendung als Beſatzungstrup— 
pen ſtellen kann. — Der ganze Landſturm wird officiell zu 
150,000 M. angenommen; man beſitzt alſo jedenfalls einen un⸗ 
gemein zahlreichen Kern zur Ergänzung der Landwehr. 
Die Zahl der wirklich Waffenfähigen wird officiell, 
nach Maßgabe der vorhandenen, jedoch nicht ganz vollſtändi— 
gen, Erhebungen, ſo geſchätzt: 
Waffenfähige vom 20.—34. Altersjahre 213,000 
A 5 35.40. 1 64,500 316,500 
) 55 „ 39,000 


*) Die Feldbatterien find: 
6 zwölfpfünder Kanonenbatterien, 
29 acht- und ſechspfünder Batterien, 
3 vierundzwanzigpfünder Haubigbatterien, 
4 Gebirgsbatterien, | 
8 Raketenbatterien. 
**) Die Nachweiſungen in der Schweiz. Militär⸗Zeitung von 1855. 
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Die Zahl der Nichtwaffenfähigen in den angegebenen 
Altersjahren iſt zu 106,000, alſo über ¼ der Geſammtzahl, 
angenommen. | 

Nach den obigen Mittheilungen unterliegt es keinem Zwei— 
fel, daß die Schweiz ein vollkommen organiſirtes Heer von 
120,000 130,000 Mann aufbringen kann, mit einer, der Zahl 
nach jedes Bedürfniß weit überſteigenden Reſerve. 


Können Staaten mit ſtehenden Heeren verhältnißmäßig das 
Gleiche leiſten? — Nimmermehr! 

Württemberg und das Großherzogthum Heſſen umfaſ⸗ 
ſen zuſammen eine Volksmenge, welche jene der Schweiz um 
beiläufig 200,000 Köpfe überſteigt. Beide zuſammen verwen— 
den auf das Militärweſen, den neueſten Budgets zufolge, all- 
jährlich mindeſtens 4,800,000 Gulden. Indem man neue Ver⸗ 
mehrungen vornahm, bekam man einen Formationsſtand, der 
in Württemberg 23,200, in Heſſen etwa 12,000 M. beträgt. — 
Stellen wir dieſe Hauptmomente einander gegenüber, ſo er— 
halten wir folgende Ziffern: 


See, A enen 
Volkszahl 2,390,000 2,590,000 


Koſten des Militärs 3,500,000 Fr. 4,800,000 fl. 10,270,000 Fr. 
Stärke des marſchbe⸗ 
reit zu machenden 
Heeres 125,000 M. 36,000 M. 


Mit einem Geldaufwande von ungefähr einem Drittel, 
ſtellt die Schweiz ſonach eine dreimal größere Militärzahl 
als jene beiden Staaten (deren Bevölkerung noch merklich 
größer iſt, als jene der Eidgenoſſenſchaft). Und dabei iſt die 
Laſt für die militärpflichtigen Einwohner in Friedenszeiten 
(welche die Regel bilden!) weitaus geringer. — Mit der 
nämlichen Geldſumme, deren man in Württemberg und 
Heſſen bedarf, um je 10,000 Soldaten zu haben, bereitet die 
Schweiz mindeſtens 83,000 Mann ebenſo zur Marſchbereit⸗ 
ſchaft vor. Aehnlich iſt das Verhältniß im Großherzogthume 
Baden. Die Einwohnerzahl beträgt 1,350,000; der Militaͤr— 
ſtand iſt etwa 17,000 Mann; der Geldetat aber ward für 
1856 auf 2,461,164 fl., alſo beiläufig 5 ½ Mill. Frkn. feitges 
ſetzt. Belgien, deſſen Bevölkerung ungefähr die doppelte 
Zahl jener der Schweiz beträgt, unterhält ein Heer von un— 
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gefähr 75,000 M., welches im äußerſten Falle bis auf 100,000 
ſoll vermehrt werden können, alſo trotz der zweifachen Volks— 
menge dem Schweizeriſchen Heere an Zahl entſchieden nach⸗ 
ſteht. Belgien verwendete aber im Jahre 1855, zufolge der 
Kammerverhandlungen vom 1. März 1856, ungefähr 40 (oder 
gar 43) Mill. Frkn. auf ſein Militärweſen! 


Brauchbarkeit des Heeres. 


Niemand wird wohl in Abrede ſtellen, daß die Schweiz mit 
weit geringern Opfern des Einzelnen und mit weit geringerm 
Geldaufwande des Staats, ein viel zahlreicheres Heer aufzu⸗ 
ſtellen vermag, als im Verhältniſſe ein jedes Land mit jtehen- 
der Armee. Indeſſen können allerdings dieſe Momente nicht 
entſcheiden, wenn es ſich um Sicherheit des Staates handelt. 
Es fragt ſich alſo, ob nicht 35 — 36,000 M. ſtehender Truppen. 
militäriſch mehr werth find, als 120, — 130,000 Schweizer. 

In dieſer Beziehung beginnen wir mit der ganz offenen und 
vollkommen rückhaltloſen Erklärung: daß die Schweizeriſche 
Armee in ihrer dermaligen Formation für einen Eroberungs⸗ 
krieg, überhaupt für einen Feldzug in einem entfernten Lande, 
rein unbrauchbar iſt. 

Anſäßige Bürger (und das ſind ſehr viele der Dienſtpflich⸗ 
tigen) laſſen ſich bei gehöriger militäriſcher Vorbildung und 
Organiſation zur Vertheidigung ihrer Heimath trefflich ver— 
wenden, aber ſie werden, der Maſſe nach, nie Luſt haben und 
nie geneigt ſein, Kämpfe in fernen Gegenden zu beſtehen. 

Die Schweiz iſt nicht nur durch die völkerrechtlichen Ver— 
träge als ein für immer neutraler Staat anerkannt, ſon⸗ 
dern, was mehr als dies, die Geſammtſumme der Verhältniſſe 
muß die Eidgenoſſenſchaft zur Neutralität beſtimmen. Die 
Schweiz braucht ſonach, der Specialität ihrer Lage nach, kei⸗ 
nerlei Vorſorge zu treffen für einen Krieg in entfernten Ge⸗ 
genden. Wäre dieſes anders, und käme die Schweiz in den 
Fall, ein Contingent zu einem eigentlichen Agreſſivkriege zu 
ſtellen, ſo könnte man, vernünftiger Weiſe nicht kurzweg die 
Bataillone, Nummer ſo und ſo viel, aufbieten, ſondern man 
müßte aus der geſammten Armee Freiwillige aufrufen und 
dieſe neu organiſiren. Daß ſich ſolcher Freiwilligen eine ans 
ſehnliche Zahl finden würde, bezweifeln wir nicht; wir be- 
zweifeln es nicht, ſowohl im Hinblick auf die krieger iſchen Eigen⸗ 
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ſchaften und Neigungen des Volkes im Allgemeinen, als im 
Hinblick auf die Erfolge der Werbungen für fremde Militär- 
dienſte, an welche ſich ein Theil des Schweizer Volkes leider 
nur allzuſehr gewöhnt hat — Söldlingsdienſte, denen wir nie 
eine Lobrede halten werden. Aber allerdings wäre auch bei 
einer Anwerbung von Freiwilligen die Vorbedingungt ein 
vollkommen entſprechendes Handgeld und vollkommen ge— 
nügende Löhnung. Denn das verſteht ſich von ſelbſt, daß 
ſich keine Freiwilligen fänden, wenn man ihnen blos einen 
Tagesſold von 6 Krzr. geben wollte. Sie würden jedenfalls 
ſo viel verlangen, als ſie durch gewöhnliche Arbeit zu 
verdienen im Stande ſind, bei der ſie freilich fortwährende 
Anſtrengungen zu leiſten hätten, dagegen aber den Gefahren 
nicht ausgeſetzt wären, umzukommen oder zu Krüppeln ge— 
ſchoſſen zu werden. (Das hier berührte Verhältniß wird in— 
deſſen wohl auch in den Staaten mit ſtehenden Heeren auf 
die Dauer kaum mehr aufrecht zu erhalten ſein. Man wird 
auch dort ſo weit kommen, den Eingereihten ſo viel vergüten 
zu müſſen, als ſie auf gewöhnliche Weiſe verdienen könnten. 
Es bildet dies das Hauptthema in dem kürzlich zu Leipzig 
erſchienenen, äußerſt beachtenswerthen Werke: „Militär⸗ 
„politik. Mit beſonderer Beziehung auf die Widerſtands— 
„kraft der Schweiz und den Kampf eines Milizheeres gegen 
„ſtehende Heere. Von Wilh. Schulz-Bodmer.“) 

Die eidgenöſſiſche Militärorganiſation iſt für die Verhält⸗ 
niſſe der Schweiz eingerichtet, und es fragt ſich, ob fie 
dieſen Verhältniſſen entſpricht. Der Maßſtab anderwär— 
tiger Zuſtände iſt natürlich hier nicht paſſend. 

Welchen Zweck hat man mit der Armee in der Schweiz zu 
erſtreben? R 

Die gewöhnliche Beſtimmung des Heeres iſt eine doppelte: 
Aufrechthaltung der Ruhe im Innern, und Vertheidigung des 
Staates gegen Außen. 

Was den erſten dieſer Punkte betrifft, ſo kommt derſelbe, 
ſeit dem Sonderbunde ein Ende gemacht iſt, überhaupt kaum 
in Betracht. Mag man auch in den Nachbarländern noch ſo 
ſehr zu klagen haben über Parteien, welche auf den Umſturz 
der beſtehenden Staatsordnung, Abſchaffung des monarchiſchen 
Prineips und Einführung der Republik ausgehen, jo findet 
ſich hinwieder in der Schweiz kein Grund zu derartigen oder 


vielmehr entgegengeſetzten Befürchtungen. Da das Volk alle 
paar Jahre auf's Neue Gelegenheit findet, nicht nur das ge— 
ſammte Perſonal ſeiner Beamtenſchaft, ſondern, wenn es will, 
auch ſeine Verfaſſung zu ändern, ſo fällt der Grund zu Auf— 
ſtänden eigentlich von ſelbſt hinweg. An Abſchaffung der re— 
publikaniſchen Staatsform denkt in der ganzen Schweiz, wenn 
wir von Neuenburg abſehen, geradezu kein Menſch; zur 
Abhaltung ſolcher Umſturzverſuche hat man nicht einmal die 
„Landjäger“ (Gendarmen) nöthig. Sogar in Neuenburg 
könnte von Wiederherſtellung der fürſtlichen Herrſchaft 
des Königs von Preußen nur die Rede ſein, wenn ein zahl— 
reiches fremdes Heer den Kanton beſetzt hätte. Und auch die 
(nicht hinſichtlich der republikaniſchen Regierungsform, ſondern 
in anderer Beziehung) unnatürlichen Zuſtände in dem durch 
die Sonderbundspartei, namentlich den Biſchof Marilley, ganz 
unbeſchreiblich unterwühlten Kantone Freiburg, ſcheinen 
ſich endlich, in Folge der Macht der materiellen Inte- 
reſſen (Eiſenbahnfrage), von ſelbſt zu ordnen und zu regeln. 
Daß aber die Schweiz — nicht trotz ihrer republikaniſchen 
Einrichtung, ihrer Preßfreiheit und ihres Vereinsrechtes, ſon— 
dern vielmehr gerade — in Folge derſelben, vor com: 
muniſtiſchen Umſturzplanen auf's Vollkommenſte ſicher iſt, 
— dies beweiſen am beiten die Klagen der wüthendſten Com- 
muniſten und deren heftige Angriffe auf die für ihre Weltbe- 
glückungstheorien rein unzugänglichen Schweizer. — Kein Zwei⸗ 
fel demnach, daß die bewaffnete Macht, ſo wie ſie beſteht, in 
dieſem Lande vollſtändig ausreicht „für Aufrechthaltung der 
Ruhe und Ordnung im Innern.“ 


Indeſſen haben wir den Fall eines Kampfes der Schwei— 
zeriſchen Militärmacht gegen ein ſtehendes Heer 
des Auslandes zu unterſtellen. 


Es kann uns nicht einfallen, eine 1 Mannſchaftszahl 
von beiden kurzweg einander gleich achten zu wollen. Wir 
geben vielmehr unbedingt zu, daß 100,000 Mann reguläre 
Truppen, abſolut genommen, einen entſchieden höhern Werth 
beſitzen, als ebenſoviel Milizen. 


Damit iſt aber noch keineswegs geſagt, daß die militäriſche 
Widerſtandskraft der Schweiz eine größere als jetzt ſein würde, 
wenn man das Syſtem der ſtehenden Heere, ſtatt jenes der 
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Milizen 1 und zu dieſem Behufe alle Opfer der Ein⸗ 
zelnen und der Staatsfinanz aufböte. 

Die Schweiz iſt nun einmal ein kleiner Staat. Hätte ſie 
das Syſtem des ſtehenden Heeres angenommen, ſo vermöchte 
ſie etwa 35,000 Mann aufzuſtellen. Nehmen wir ſelbſt 50,000 
an, obwohl die Finanzen deren permanente Erhaltung nicht 
geſtatteten. Daß ſich mit einer ſolchen Soldatenzahl (35, — 
50,000 M.) rein gar nichts anfangen ließe gegenüber den 
Großmächten, welche die Eidgenoſſenſchaft umgeben — dies 
leuchtet wohl Jedermann ein. 

Heute beſitzt man dagegen bei ſteter Schonung der Einzel— 
nen und der Staatskaſſe, eine ſchnell marſchbereit zu machende 
Streitmacht von 120 - 130,000 M. Dies iſt eine andere Zahl! 

Es läßt ſich nicht verkennen, daß die Schweizeriſche Armee 
ganz ausnehmend ſchwach iſt an Cavaller ie. Ferner fehlt 
es zum Theil an der nöthigen Anzahl eee geeig⸗ 
neter Subalternofficiere. 

Laſſen ſich auch dieſe Mängel 1 nicht hinwegraiſon⸗ 
niren, ſo kommt dagegen doch jedenfalls Folgendes in Betracht: 

Die Ca vallerie, ohnehin in der Neuzeit die Waffe von 
der geringſten Bedeutung, iſt bei einem Kriege in der 
Schweiz überhaupt nur ausnahmsweiſe mit Vortheil zu 
verwenden. Der Mangel dieſer (beſonders koſtſpieligen) Waffe 
bildet ſonach nur eine ſekundäre Lücke. | 

Hinſichtlich der nicht vollen Anzahl durchgebildeter 
Subalternofficiere kommt in Betracht, daß überhaupt gar kein 
Staat deren in genügender Anzahl beſitzt, um auf 2 ½ Mill. 
Einwohner ein Heer von 120,000 Mann wirklich gut zu ver— 
ſehen. (Als in dem 5 Millionen Menſchen umfaſſenden und 
ganz als Militärſtagat organiſirten Königreiche Sardinien 
die Armee im Jahre 1848 auf nicht einmal 100,000 M. ge⸗ 
bracht ward, bemerkte man den gleichen Mangel; noch weit 
mehr bei der Vermehrung im Jahre 1849. Als man in der 
nämlichen Periode die Armeen in Deutſchland ungewöhnlich 
vermehrte, ſah man ſich in den meiſten Ländern dahin gebracht, 
neben Tüchtigen auch manchen Andern zu befördern, deſſen 
Kenntniſſe und Fähigkeiten Vieles zu wünſchen übrig ließen.) 
Kann man aber auch annehmen, daß die Schweiz ſogar eine 
größere Anzahl genügend vorgebildeter Subalternofficiere 
beſitzt, als irgend ein benachbartes Land auf die gleiche Volks— 
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zahl, ſo iſt man doch hier keineswegs gemeint, ſich damit zu 
begnügen. Vielmehr werden (unſeres Wiſſens an allen) 
Kantonsſchulen (Gymnaſien und Induſtrieſchulen), außer- 
dem aber auch an den höhern Stadtſchulen vieler Orte, 
die nicht Kantonshauptorte ſind, die Schüler als „Cadetten“ 
militäriſch geübt. Es iſt nicht bloß der Turn-, ſondern 
es iſt auch der (von jenem durchaus getrennte, und durch Mi- 
litäre vom Fach ertheilte) militäriſche Unterricht für alle 
nicht Krüppelhaften obligatoriſch. Man hat Infanterie 
und Artillerie. Die Schüler haben ſich ihre (einfachen, aber 
zweckmäßigen und kleidſamen) Uniformen ſelbſt zu ſtellen; der 
Staat (oder die Gemeinde) ſtellt die Gewehre (ſehr gute 
Flinten, meiſt aus der Lütticher Fabrik), Patrontaſche, Pa⸗ 
tronen und Trommeln. Die Kanonen (2- und 4pfünder) wer⸗ 
den aus den Zeughäuſern geliefert. Der Unterricht wird 
während des ganzen Sommerhalbjahres, je nach den Claſſen, 
an ein oder zwei Nachmittagen allwöchentlich ertheilt. Für die 
größeren, ſchon geübteren Cadetten, finden wohl auch eigene 
Vorträge über die Theorie der Kriegswiſſenſchaft ſtatt. Es iſt 
unverkennbar, daß man an dieſen Schülern, die großentheils 
6 oder 7, durchſchnittlich aber mindeſtens 4 Jahne lang ſolcher 
Art in den Waffen geübt werden, — einen ebenſo zahlreichen 
als tüchtig vorgebildeten Stamm von Subalternofficieren ſich 
heranzieht, und dies mit um ſo größerem Erfolge, als in der 
Schweiz ohnehin ſchon gleichſam alle Knaben mit Führung der 
Waffen vertraut gemacht werden. Das Hauptfeſt an den 
Kantonsſchulen iſt das Waffenfeſt, an welchem jedes Jahr 
eine größere militäriſche Operation auf dem Felde ſtattfindet. 
(Eine Bewirthung der Cadetten und öfters auch andere Feſt— 
lichkeiten reihen ſich an.) Zuweilen vereinigt man zu ſolchen 
Manövern die Cadetten mehrerer Kantone (z. B. von Zürich 
und Aargau). Außerdem finden an einem andern Feſte beſon— 
dere Schießübungen ſtatt. (Das „Knabenſchießen“ zu Zürich 
iſt daſelbſt ein allgemeiner Feſttag; die beſten Schützen er— 
halten Preiſe, welche die Stadt und welche Private gegeben 
haben.) 

Bei den natürlichen militäriſchen Anlagen et Schweizer, 
und bei dem Umſtande, daß dieſelben gleichſam von der frühe— 
ſten Jugend an, man kann ſagen: ſpielend, mit den Waffen 

vertraut werden, — geht die militäriſche Entwickelung mit dem 
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Momente der eigentlichen Dienſtpflichtigkeit ſo ungemein raſch 
voran, daß Dfficiere, welche früher in deutſchen Armeen ſtan⸗ 
den und nun im ſchweizeriſchen Heere verwendet ſind, bei jeder Ge— 
legenheit ihr Erſtaunen und jedenfalls ihre volle Anerkennung 
darüber ausſprechen, und kein Hehl daraus machen, daß ſie mit 
Neeruten in ihrer Heimath in der gleichen Zeit nie das Näm⸗ 
liche erreichten. Da es jenen Männern nicht einfallen wird, 
ihren ſächſiſchen, preußiſchen oder bayeriſchen Landsleuten an 
ſich eine geringere Befähigung, als den Schweizern, beizu— 
meſſen, (eine Unterſtellung, deren Richtigkeit auch wir ent- 
ſchieden beſtreiten,) ſo mag man daraus erſehen, welchen Werth 
es hat, wenn ein Volk als ſolches mit den Waffen vertraut, 
derſelben alſo nicht künſtlich entwöhnt iſt. — 

So kommt es, daß die Schweiz, trotz der Kürze der Exer— 
eirzeit, eine nach dem Urtheile praktiſcher Militäre ganz 
gute Linien⸗Infanterie beſitzt. Dieſelbe ſteht zwar jener der 
ſtehenden Heere unzweifelhaft nach was die Paradeſachen 
betrifft; ſie iſt aber vollkommen brauchbar im Felde, 
auch den beſten feindlichen Truppen gegenüber.“) 

Die Schweiz beſitzt ferner eine ausgezeichnete Waffe, wie 
ſchwerlich ein anderer Staat, in ihren Scharfſchützen. Er⸗ 
langen dieſe in der neuern Kriegskunſt an ſich ſchon eine grö— 
ßere Bedeutung, ſo ſteigert ſich die Wichtigkeit der gedachten 
Waffe ganz beſonders in einem Vertheidigungskampfe der 
Schweiz. Die geſammten localen und ſonſtigen Verhältniſſe 
laſſen darüber keinen Zweifel. Wird man überhaupt etwas 
abkommen von jener Art, bei der von 500 abgeſchoſſenen Ku⸗ 
geln durchſchnittlich nur eine einzige traf,**) Io muß ſich der 
Werth wirklich trefflich er Scharfſchützen ganz beſonders im 
Gebirgskriege erproben. 

Nicht minder trefflich iſt aber auch die Schweizeriſche Ar— 
tillerie. Nach dem Urtheile erfahrener Sachkenner würde 


*) In einigen, glücklicher Weiſe wenigen, Beziehungen möchte 
man noch weniger Künſtelei, noch mehr blos praktiſch zwed- 
mäßige Einrichtungen wünſchen; fo namentlich: Vertauſchen des wei- 
ßen mit ſchwarzem Lederwerk am Bandelier; Erſetzung des Tſcha— 
ko's durch eine zweckmäßigere Kopfbedeckung; Einführung des Waffen— 
rocks ſtatt des unzweckmäßigen und häßlichen Fracks. 

*) Dieſes war, engliſchen Berechnungen zufolge, das Verhältniß 
bei den regulären Truppen im Spaniſchen Kriege unter Napoleon! 
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fie im wirklichen Kampfe keiner andern Artillerie nachſtehen. 
Dieſe Anſicht klingt nun freilich beinahe unglaublich, wenn 
man die lange Zeit berückſichtigt, welche in den ſtehenden 
Heeren gerade für Ausbildung von Artilleriſten als nothwen— 
dig angeſehen wird, und wenn man die verhältnißmäßig kurze 
Exercirzeit der Schweizer dagegen hält. Indeſſen zeigen ſich 
die Erfolge bei allen praktiſchen Uebungen in entſcheidender 
Weiſe. Ueberhaupt hat die neuere Kriegsgeſchichte, (abgeſehen 
von den bloſen Exercitien,) im furchtbaren Ernſte der wirf- 
lichen Kämpfe, die Möglichkeit ſchnellſter Ausbildung wahr— 
haft tüchtiger Artilleriſten unzweifelhaft erwieſen. Die Ge- 
ſchichte der an Artilleriekämpfen beſonders reichen und intereſ— 
ſanten Belagerungen von Rom und von Venedig im Jahre 1849 
gewährt wunderbar ſprechende Beiſpiele. In beiden Plätzen 
hatte man aufangs, wenige Soldaten ausgenommen, gar keine 
Artilleriſten. Sie bildeten ſich erſt während des Kampfes, 
in kürzeſter Friſt, zum Theil ſelbſt trotz des entſchiedenen Man⸗ 
gels an geeigneten Inſtructoren. Dies gilt ganz beſonders 
von dem „Bandiera- und Moro⸗-Corps“ in der Lagunenſtadt, — 
einem Freicorps, das ausſchließlich aus jungen Venetianern 
beſtand, welche die Univerſität, das Gymnaſium oder Handels- 
häuſer verlaſſen hatten, um beizutragen zur Vertheidigung 
ihres Vaterlandes. In dieſem ganzen Corps befand ſich mit 
Einrechnung der (ſelbſtgewählten) Offieiere und Unterofficiere 
auch nicht ein Mann, der früher den Artilleriedienſt gekannt 
hätte. Einige höchſt ungenügende Druckſchriften über das 
Marin eartillerieweſen, mit zum Theil bereits längſt veral- 
teten Lehrſätzen, bildeten die erſte Grundlage ihres Selbſtun⸗ 
terrichtes. Und dieſes Corps war es, welches den Artillerie— 


dienſt verſah in dem ſo wundervoll vertheidigten Malghera! 
Die im höchſten Grade ehrende Anerkennung, welche die 


Oeſterreicher den Venetianiſchen, die verhältnißmäßig 
nicht minder ehrende, welche die Franzoſen den Römiſchen 
Artilleriſten zollten, machen jede weitere Beifügung über— 
flüſſig.“) j 

*) Wer Näheres darüber leſen will, den verweilen wir, was Ve— 
nedig betrifft, namentlich auf das Schriftchen „Memorie istoriche 
dell' artiglieria Bandiera- Moro, — Assedio di Marghera e 
fatti del ponte a Venezia“, dann auch auf das „Memoriale Ve- 
neto, storico politico, di P. Contarini, dal 18 marzo 1848 al 
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Sehr gut beſtellt ift der Stab. Kein Land wird auf die 
gleiche Volksmenge eine größere Anzahl durchaus tüchtiger, 
wiſſenſchaftlich und praktiſch gebildeter höherer Offfeiere für 
alle einzelnen Zweige des Militärweſens aufzuweiſen haben. 
Dabei erfreuen ſich dieſe Männer ſämmtlich des Vorzugs, das 
Leben des Volkes genau zu kennen. Sie ſtehen zudem ihren 
Soldaten ſelbſt weit näher, als es dem Stabsofficier in einem 
ſtehenden Heere möglich iſt, und dies, ohne darum im Gering— 
ſten an Anſehen und Achtung einzubüßen. Ein Dufour, ein 
Obriſt Ziegler, und manche Andere ſind wahrhaft volsthüm— 
liche Männer, — gekannt und verehrt von der Bevölkerung 
im Allgemeinen, gekannt und gefeiert von den Soldaten, und 
zwar in einer Weiſe, wie man Aehnliches in andern Armeen 
höchſtens nach einer ganzen Reihe glücklicher Feldzüge wahr: 
nimmt. 

Was die Leitung der höhern militäriſchen Angelegenheiten 
betrifft, ſo bildet der Sonderbundsfeldzug ein glänzendes 
Zeugniß für den eidgenöſſiſchen Stab. Die ganze Anlage und 
Durchführung beweiſet, wie dieſer eidgenöſſiſche Stab, Dufour 
vor Allen, die Kriegs wiſſenſchaft in ihrer höhern ſtrategi— 
ſchen Entwickelung begriffen und deren wichtigſte Aufgaben 
glücklich zu löſen verſtanden hat. Man wird um ſo mehr von 
wahrer Hochachtung vor den militäriſchen Leiſtungen dieſer 
Männer erfüllt, wenn man damit die (wie auch der Dilettant 
in der Theorie des Kriegsweſens zu erkennen vermag) völlig 
unwiſſenſchaftliche, faſt möchte man ſagen: planloſe, nur 
auf einem blinden Umhertappen beruhende, und nur auf blin⸗ 
des Zuſchlagen ausgehende Art der Kriegführung vergleicht, 
wie dieſelbe in der jüngſten Zeit von Generalen dreier Groß— 
mächte betrieben ward. 

Schon in früherer Zeit erkannte man, daß es die Haupt⸗ 
aufgabe des Feldherrn ſei, bei der, den Schlüſſel eines 


26 agosto 1849; auch die „Erinnerungen eines öſterreichiſchen Vete— 
ranen“ (von General Schönhals) ertheilen den Leiſtungen der Ver— 
theidiger das rühmlichſte Zeugniß; — was aber die Vertheidigung 
Roms anbelangt, ſo berufen wir uns vorzüglich auf das treffliche 
militäriſche Werk: „Memorie storiche sull' intervento francese 
in Roma, di Federico Torre; dann auf die Schrift des franzöſt— 
ſchen Generals Vaillant: Siege de Rome. Bekanntlich iſt Vail— 
lant gerade einer der ausgezeichnetſten Artilleriegenerale, die es gibt. — 
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Schlachtfeldes bildenden Poſition, mit einer größeren 
Truppenmacht zu erſcheinen, als der Feind. Bei gleicher 
Güte der beiderſeitigen Soldaten und unter ſonſt gleichen 
Verhältniſſen, iſt dem Theile der Sieg geſichert, der an dem 
bezeichneten Punkte in der größeren Stärke auftritt. Die 
Richtigkeit dieſes Satzes erkannten namentlich Friedrich der 
II. und Napoleon der J., (theoretiſch hat denſelben namentlich 
General Jomini entwickelt.) 

In höherer Weiterentwicklung des, dem ausgeſprochenen 
Satze zu Grunde liegenden Prineipes, muß man dahin ge— 
langen, den Grundgedanken nicht nur tactiſch (an der ent- 
ſcheidenden Poſition des Schlachtfeldes), ſondern ſchon ſtra— 
tegiſch Cin dem Plane des Feldzugs), verwirklichen zu 
wollen. Das that Napoleon 1805 bei Ulm; Aehnliches leiſtete 
Dufour 1847 im Sonderbundskriege. In beiden Fällen er⸗ 
folgte das Umwickeln und Erdrücken des Gegners nach einem 
von Anfang an gefaßten beſtimmten Plane, mit klarem Selbſt⸗ 
bewußtſein, indeß ſolche Umzingelungen, Gefangennehmungen 
und dgl. in früheren Fällen mehr blos zufällige Ergebniſſe 
und zufällige Reſultate bereits erlangter tactiſcher Erfolge, 
nicht mit Bewußtſein erſtrebte Selbſtzwecke waren. 

Dieſe Erfaſſung der Aufgabe war bei Dufour und ſeinen 
Freunden im Stabe eine in politiſcher Beziehung mindeſtens 
eben ſo wichtige, als in rein militäriſcher Hinſicht. Zog ſich 
der Sonderbundskrieg nur einigermaßen in die Länge, — 
leiſteten die Sonderbündler nur einen Moment lang erfolg- 
reichen Widerſtand, — ſo unterlag die Intervention des 
Auslandes keinem Zweifel. Darum galt es in dieſem Falle 
doppelt, den Sieg von vornherein ſtrategiſch zu ſichern; 
dergeſtalt, daß faſt nichts den nie ganz zu vermeidenden Zus 
fälligkeiten des tactiſchen Kampfes überlaſſen bleibe. Der 
Gegner mußte durch ſtrategiſche Anordnungen gleichſam in 
die Unmöglichkeit verſetzt werden, einen taktiſchen Kampf 
nur noch zu verſuchen. Die Regierungen aller Nachbarſtaaten 
waren dem Sonderbunde mit größerer oder geringerer Ent— 
ſchiedenheit hold; nicht eine dieſer Nachbarregierungen war 
der Eidgenoſſenſchaft wirklich zugethan. Mußte man es doch 
als ein beſonderes Glück betrachten, als eine dieſer Nachbar⸗ 
regierungen, die bayeriſche, es ablehnte, zu offen feindlichen 
Maßregeln gegen die Eidgenoſſenſchaft mitzuwirken. Aber 


ehe man zu Turin, zu Paris und beſonders zu Wien an das 
Eintreten einer Entſcheidung dachte, — ehe es nennenswerthe 
blutige Kämpfe gab, — war Freiburg, ja war Luzern ſelbſt 
gefallen; — der ganze Feldzug ſtrategiſch zu Ende gebracht. — 
(Ebenſo, wie in rein ſtrategiſcher Hinſicht, waren Dufour's 
Leiſtungen in der ihm als Oberfeldherrn überlaſſenen Orga— 
niſation in der weiteſten Ausdehnung, ausgezeichnet.) 

Es wird uns nicht einfallen, den Sonderbunds- mit dem 
blutigen Krimfeldzuge an ſich in Parallele bringen zu wollen. 
Allein dennoch drängt ſich die Wahrnehmung eines gewaltigen 
Unterſchiedes in den ſtrategiſchen Leiſtungen hier und dort auf. 
— In dem tauriſchen Feldzuge griffen die Feldherren von 
Frankreich und England blos auf das blinde Ungefähr hin 
an. Sie hatten gar kein Object aufgeſucht, von dem ſie auch 
nur glauben konnten, daß deſſen Erlangung eine wirkliche 
Entſcheidung des Krieges in ſich ſchließe. Sie tappten umher, 
ohne jeden ſtrategiſchen Plan. Dann begann, als natürliche 
Folge hievon, die furchtbare Menſchenaufopferung; es began- 
nen jene unſäglichen Kämpfe, jene unſäglichen Leiden der 
Truppen, die bei Freund und Feind Hunderttauſende 
von Soldaten hinwegmäheten, ohne nur die Möglichkeit 
eines entſcheidenden ſtrategiſchen Erfolges in Ausſicht zu 
ſtellen. Nach dieſer Art der Kriegführung, (die bei den 
Ruſſen nicht beſſer war), glaubt man ſich in der Kriegs wiſ— 
ſenſchaft um mehr als ein Jahrhundert zurückgeworfen, — 
zurückgeworfen in die Zeit, während welcher im tapfern 
Raufen die Entſcheidung lag, mit dem Unterſchiede jedoch, 
daß man unendlich größere Maſſen aufzubringen vermag, und 
daß die Zerſtörungs- und Mordwerkzeuge eine gewaltige Ver— 
vollkommnung erlangt haben. — Dieſe rohe Art der Krieg— 
führung wird jedoch in der Folgezeit ſicherlich nicht zur Regel 
werden, vielmehr eine vereinzelte Erſcheinung bleiben, und 
es läßt ſich ahnen, daß künftig gerade der ſtrategiſchen 
Entwicklung die höchſte Sorgfalt des wirklichen Feldherrn zu 
Theil werden wird. Es gibt darum kaum etwas Ungereim— 
teres, als wenn Kamaſchenhelden über den Sonderbunds— 
feldzug wegen des geringen Menſchenverluſtes ſpotten wollen *). 


9 „Hat man darum ſo große militäriſche Anſtalten getroffen, damit 
blos ſo ein Paar Mann blieben,“ hörte man in der Folge 
zu Darmſtadt ſpottend ausrufen. 
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Dabei entſpricht es dem ganzen Gange der neuzeitlichen 
Geſchichte, daß man immer mehr mit größeren Maſſen 
operirt. Die neuen Communiecationsmittel tragen weſentlich 
bei, ſolches zu ermöglichen. 

Es hat zwar ſeine unbeſtreitbare Richtigkeit, daß unor⸗ 
ganiſirte Maſſen in der Regel (es gibt ſelbſt dabei tief 
einſchneidende Ausnahmen !) faſt gar keinen militäriſchen Werth 
beſitzen. Ganz anders geſtaltet ſich das Verhältniß, wenn es 
ſich nur um den Unterſchied beſſer oder geringer geſchulter 
Truppen handelt. Es beſteht allerdings noch eine Verſchie⸗ 
denheit unter ihnen, aber auch die beſt geübten Soldaten 
werden durch eine merkliche Ueberzahl blos mittelmäßig 
geübter (unter ſonſt gleichen Verhältniſſen) unfehlbar er⸗ 
drückt werden. 

So kommen wir, mit ſpecieller Beziehung auf die Schweiz, 
zu folgenden Hauptreſultaten: 

Wenn die Eidgenoſſenſchaft das Syſtem des ſtehenden Heer⸗ 
weſens annähme, ſo könnte ſie, unter unſäglichen Opfern der 
Einzelnen und der Staatsfinanz, etwa 35,000, allerhöchſtens 
50,000 Mann aufſtellen. Bei der jetzigen, die Einwohner 
und die öffentlichen Caſſen vergleichsweiſe ausnehmend ſcho⸗ 
nenden Einrichtung, vermag die Schweiz 120 130,000 Mann 
gut organiſirter Truppen zu mobiliſiren. Schlage man nun 
die höhere ſchulmäßige und ſoldatiſche Ausbildung einer 
ſtehenden Armee noch ſo hoch an, ſo wird man, wenn man 
nicht völlig in Vorurtheilen befangen iſt, unbedingt zugeben 
müſſen, daß 120,000 Mann, ſo organiſirt, und in dem 
Grade geübt und ausgebildet wie das Schweizeriſche Heer, 
auch militäriſch einer Armee von 35,000 oder 50,000 Mann 
ſtehender Truppen ganz entſchieden überlegen ſind, 
zumal mit ihren trefflichen Scharfſchützen, ihrer ausgezeichneten 
Artillerie und ihrem vorzüglichen Stabe, und dieß alles im 
Vertheidigungskampfe, in einem Gebirgslande. 

Denken wir, die Schweiz würde angegriffen. 

Mit einem ſtehenden Heere von 35,000, oder ſelbſt von 
50,000 Mann, wäre es faſt lächerlich, der Kriegsmacht Frank⸗ 
reichs, oder Oeſterreichs oder Deutſchlands widerſtehen zu wollen. 

Mit einem organiſirten Heere von 120—130,000 Mann ſteht 
die Sache weſentlich anders. Damit läßt ſich ſchon, ſelbſt 
gegen ein ſehr großes feindliches Heer, ein tüchtiger Wider⸗ 
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ſtand leiſten, und dies um jo mehr, als ſich in der Schweiz, 
nach allen Verhältniſſen der Einwohner und nach der Natur 
des Terrains, ein Volkskampf mit dem regulären 
Kriege verbinden würde, zur Vernichtung eines einge- 
drungenen fremden Heeres“). Mit der höchſten Wahrſchein⸗ 


*) Unter „Volk skrieg“ verſtehen wir die, nur auf Rettung des 
eigenen Landes anwendbare Kampfweiſe, der einſt die alten Schweizer, 
die Niederländer und die Nordamerikaner ihre Befreiung verdankten, 
obwohl die diseiplinirteſten Heere ihrer Zeit den ſchlecht diseipli⸗ 
nirten Schaaren entgegenſtanden; wir verſtehen darunter jenen Kampf, 
der ſchon vor dem ruſſiſchen Feldzuge die Kraft der geübteſten und 
erprobteſten Napoleoniſchen Heere in Spanien brach, und der im 
Jahre 1848 Radetzky's Armee binnen 14 Tagen von 100,000 auf 
45,000 Mann redueirte und moraliſch in ihren Grundfeſten erſchütterte, 
ſo daß ſich das Heer des greiſen Feldmarſchalls erſt dann wieder erholen 
konnte, als König Karl Albert (der den Volkskrieg, als Vorläufer 
der „Republik“, mehr denn die Oeſterreicher fürchtete), den ganzen 
Kampf in einen ſolchen zwiſchen regulären Heeren umwandelte, und 
den weitern Volkskrieg verhinderte. 

Stockmilitäre werden einen „Volkskrieg“ nie begreifen. In 
der Regel werden bloße ungeordnete Haufen oder ſolche, die eine 
Organiſation erſt herſtellen wollen, allerdings der Vernichtung über⸗ 
liefert ſein, wenn ſie organiſirten Truppen entgegen ſtehen. Doch 
ſelbſt ig dieſer Beziehung kennt die Geſchichte Sehr ſprechende Aus: 
nahmen, wie die oben erwähnten Beiſpiele der alten Schweizer, Hol- 
länder u. ſ. f., und wie die Städteaufſtände von Paris, Brüffel» 
Palermo, Mailand ꝛc., zeigen. Selbſt in länger dauernden Kriegen 
begegnen wir mitunter den überraſchendſten Erſcheinungen. So war, 
nach der Angabe des Engländers Stedman, (History of the war 
of North-Amerika), welcher Autor perſönlich unter den Befehlen 
des ausgezeichneten britiſchen Obergenerals Lord Cornwallis diente, 
im Nordamerikaniſchen Unabhängigkeitskriege, in den nachbemerkten 
Zeiten, die beiderſeitige Stärke folgende: 

1776. Auguſt 24,000 Briten 16,000 Amerikaner. 
November 26,900 „, 4,500 5 
Dezember 27,700 „ 3,300 
1777. März 27.000 37 4,500 
Juni 30,000 „ 8,000 0 

Dieß ſind allerdings Ausnahmsfälle, auf welche nur ein Thor 
voraus rechnen würde. Dagegen bietet ein reguläres Heer, wie das 
Schweizeriſche, in Verbin dung mit einem Volkskri ege, eine 
wohl nie zu berechnende, jedenfalls außerordentlich große Kraft dar. 


77 


re 


lichkeit läßt ſich annehmen, daß, (zumal bei ſolcher Unter- 
ſtützung der zahlreichen ſchweizeriſchen regulären Armee durch 
das wider die eingedrungenen Fremdlinge inſurgirte Volk), — 
die feindliche Kriegsmacht wenigſtens nicht ſof ort zu einem 
entſcheidenden Triumphe, nicht ſofort zur Vernichtung jedes 
Widerſtandes gelangen könne. 

Gelänge es aber dem angreifenden Staate nicht, die Schweiz 
mit dem erſten Stoße vollſtändig niederzuſchmettern, ſo 
würden die andern Nachbarſtaaten ein Eindringen gerade 
in dieſes Grenzland gewiß nicht ruhig anſehen. — Die 
Schweiz würde Hülfe erhalten. — 

Und wenn wir auch ganz ohne Umſchweife es aus— 
ſprachen, daß die ſchweizeriſche Militärmacht zum eigentlichen 
Offenſivkriege durchaus nicht geeignet iſt, ſo folgt daraus 
doch noch keineswegs, daß, würde die Schweiz einmal an⸗ 
gegriffen (oder nur mit einem Angriffe bedroht), ſie ihre 
rothe Fahne mit dem weißen Kreuze gar nicht auch etwas 
über einen Grenzpfahl hinüber zu tragen vermöchte. Wilh. 
Schulz-Bodmer hat dieſes Thema (in der öfters eitirten 
„Militärpolitik“) von einem, die Aufmerkſamkeit von Freund 
und Feind gleichmäßig verdienenden, ganz neuen Standpunkte 
erörtert. 

Es wird uns nie in den Sinn kommen, der Schweiz rathen 
oder gar anmuthen zu wollen, ſie möge muthwillig einen 
Krieg gegen irgend ein Nachbarland beginnen, etwa um re— 
publikaniſche Propaganda zu machen. Die Schweiz, dieſes 
wunderbare Land, das inmitte und an den Füßen des höchſten 
Gebirges unſers Erdtheils, Angehörige dreier verſchiedener 
Cultur⸗Nationen in einem Staatenverbande, und zwar ohne 
allen Zwang, vereinigt hält, — ſie handelt vollkommen recht 
und klug, wenn ſie Frieden mit den Nachbarſtaaten zu er⸗ 
halten ſucht, und wenn ſie zu dieſem Behufe Alles vermei⸗ 
det, was zu einer gerechten Beſchwerde gegen ſie führen könnte. 
Allein darum iſt die Eidgenoſſenſchaft keineswegs dahin ge— 
bracht, ſich jede Unbilde von dieſem oder jenem Nachbar 
gefallen laſſen zu müſſen. Gerade bei dem Einhalten einer 
ruhigen und inoffenſiven Politik beſitzt die Schweiz, jedem 
Theile der Nachbarländer gegenüber, eine ſolche Fülle von 
Kraft, wie man dieſelbe in keinem andern Gebiete von ſo 
geringem Umfange wieder finden wird. Vor allen die eigenen 
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Mittel, nächſtdem die innern Verhältniſſe eines jeden etwa 
muthwillig angreifenden oder provocirenden Staates, böten 
ſo mannichfache Elemente zu einem ſiegreichen Kampfe! 

Von einem Ueberſchätzen der Kräfte der Schweiz wird 
wohl kaum die Rede ſein können. Wir glauben vielmehr, daß 
man dieſe Kräfte viel allgemeiner unter-, ſtatt überſchätzt. 


Schlußbemerkungen. 

Die Schweizer beſitzen keine Neigung, für ihre Einrich- 
tungen Propaganda machen zu wollen. Mögen die Nach- 
baren bei ſich ähnliche oder ganz entgegengeſetzte Einrichtungen 
treffen, es wird den Bewohnern des eidgenöſſiſchen Staates 
in ihrer unendlichen Mehrheit auf's Vollkommenſte gleich— 
gültig ſein. Es läßt ſich ſogar nicht verkennen, daß viele, 
und gerade die weſentlichſten Dinge, auf die Nachbarländer, 
wenigſtens bei deren jetzigen Grundverhältniſſen, gar nicht 
übertragen werden können. Manches vermag ſich auch nur 
von innen heraus, naturwüchſig zu geſtalten. Wie dem 
ſei, die Schweiz wird ihre Inſtitutionen nie einem andern 
Volke aufdrängen, noch ein ſolches Volk auch nur durch Ue— 
berredung zur Nachahmung beſtimmen wollen. 

Wenn dagegen von manchen Seiten des Auslandes her, 
bald in mehr oder minder offener, bald in mehr oder minder 
verſteckter Weiſe, den Schweizern immer vorgeredet wird: 
wie verwerflich und verderbt ihre Zuſtände, wie tief geſunken 
und zerrüttet ihr Gemeinweſen, — mit einem Worte: wie 
unglücklich ſie ſeien; — ſo iſt wohl der Fall gegeben, In— 
und Ausländer zu einer unbefangenen näheren Prüfung 
dieſer Verhältniſſe aufzufordern. 

Zum hundertſten Male mag es geſagt werden: Die Ein— 
richtungen der Schweiz ſind nicht vollkommen, nicht fehlerfrei; 
dieſe Inſtitutionen vermögen es überdies auch nicht, den 
Grundcharakter der Menſchen zu etwas ganz Anderm umzu— 
bilden, als derſelbe eben naturgemäß iſt. Der forſchende 
und prüfende Beobachter wird, je nachdem er dieſen oder 
jenen Standpunkt behauptet, in der Schweiz mancherlei wahr- 
nehmen, was er anders wünſcht. Er wird vielleicht die 
herrſchende Anſchauungsweiſe beſchränkt, kleinlich und eng— 
herzig finden, entfernt von einem höhern, ideellen Aufſchwunge; 


er wird etwa tadeln, daß ein kraſſer Materialismus, — 
ein Materialismus keineswegs in kirchlicher Beziehung, viel— 
mehr ein kraſſes Streben nach Gelderwerb (ganz und gar 
wie das money- making der Nordamerikaner), oft widerlich 
hervortrete; — er mag den (unmittelbar daneben!) ſich oft 
noch maßlos breit machenden Einfluß des geiſtlichen Gle- 
ments in weltlichen Dingen (ohne den auch der Sonderbund 
nie geſchloſſen worden wäre) tief beklagen; — er mag noch 
viele andere Dinge mit aller Unnachſichtlichkeit und aller 
Schärfe rügen. 

Dagegen wird er anerkennen, in der Schweiz gefunden zu 
haben: 

Ein Volk, deſſen Einrichtungen möglichſt einfach und ſo 
geordnet ſind, wie die Angehörigen dieſes Volkes ſelbſt ſolches 
ihren Verhältniſſen und Bedürfniſſen am angemeſſenſten er- 
achten; 

Inſtitutionen ſolcher Art, daß — in einem Gebiete von 
nur dritthalb Millionen Menſchen — Angehörige dreier 
großer Culturnationen (Deutſche, Franzoſen und Italiener) 
ohne allen äußern Zwang ſich zu einem Staate vereinigt haben, 
und zur Zeit wenigſtens es nicht vortheilhaft finden, nach 
einer politiſchen Wiederverbindung mit ihren Stammnationen 
zu ſtreben, (ein mächtig ſprechendes Kennzeichen!) ; 

Eine Bevölkerung, die auf großentheils ganz unfrucht⸗ 
barem Boden lebt, in armen, vielfach ſterilen und unwirth⸗ 
lichen Gegenden, und die trotz deſſen eines verhältnißmäßigen 
Wohlſtandes ſich erfreut, der, ohne allzuhäufig zu coloſſalem 
Reichthume anzuwachſen, einen Mittelſtand begründet hat, 
wie man denſelben in wenigen andern Ländern findet. 

Der prüfende Forſcher wird faſt überall nette, hübſche, 
reinliche und geſunde Häuſer erblicken; zahlreiche Wohlthätig⸗ 
keitsanſtalten, nicht ſelten palaſtähnliche Gebäude für Zwecke 
des Unterrichts und der Krankenpflege; 


Er wird nicht ohne Verwunderung ſehen, wie dieſes, von 
den überſeeiſchen Bezugs- und Abſatzquellen fo entlegene, durch 
die hemmenden Mauthſyſteme von Großſtaaten oder großen 
Zollvereinen eng umſchloſſene Binnengebiet, zu einem rüb- 
rigen und blühenden Fabriklande geworden; 

Er wird finden, daß die Arbeit des „gemeinen Mannes,“ 
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des gewöhnlichen Taglöhners, hier weit beſſer und höher 
bezahlt werden muß, als im übrigen Mitteleuropa; 

Er wird ſich der Erkenntniß nicht zu verſchließen vermögen, 
daß „Ruhe und Ordnung“ hier beſtehen, und daß ſie auf 
der ſolideſten Grundlage beruhen; dergeſtalt, das man wohl 
nirgends in der Welt weniger als in der Schweiz zu zittern 
braucht vor dem Communis mus und demjenigen Soeia⸗ 
lismus, der auch nur entfernt mit jenem in innerer Ver⸗ 
bindung ſteht; 

Er wird die Beamten einfach, praktiſch tüchtig in Erfüllung 
ihrer Aufgabe, und dabei ſtets von dem Bewußtſein erfüllt 
ſehen, daß ſie nur des Volkes wegen, und zwar durch dieſes 
Volk ſelbſt, an ihre Poſten geſtellt ſind, — nicht zu dem 
Behufe, damit ſie ſich hiedurch gut verſorgen, ſondern 
um zeitweiſe die Vollzugsorgane des Willens ihrer Mitbür⸗ 
ger zu ſein; 

Er wird die vielverſchrieenen Finanzen in ſehr guter Ordnung, 
— das Abgabenweſen einfach und zweckmäßig eingerichtet, 
— die indirekten Laſten gering und die directen Steuern gleich⸗ 
falls ſehr mäßig finden, mit der thatſächlichen Löſung des 
anderwärts geſcheiterten Problems, eine combinirte Vermögens⸗ 
und Einkommensſteuer, und zwar unter Wahrung des Prin- 
eips der Selbſtfatirung, zur einzigen eigentlich directen Steuer 
zu machen; 

Er wird ſo zu ſagen gar nichts von einer Staatsſchuld 
hören; 

Er wird endlich ein ſtehendes Heer vermiſſen, und doch 
einer Wehrhaftigkeit begegnen, welche jene bei weitem über⸗ 
trifft, die man vermittelſt der hier fehlenden Einrichtung je 
erreichen könnte. 

Und wenn er Alles zuſammenfaßt, und die Schatten- und 
die Lichtpunkte mit einander vergleicht, ſo wird er zu einem 
Ergebniſſe gelangen „welches gewaltig abweicht von demjenigen, 
das man im Auslande, beſonders in Deutſchland, ſo düſter 
darſtellt, und an deſſen Exiſtenz zu glauben man den Meltem 
ſelbſt fo angelegentlich einzureden ſucht. — 
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‘ — 72 — 
Nachtrag. 


S. 15, Zeile 4. Auch die Mittelſchulen ſind in 
der Regel (ſo namentlich zu aue praktiſcher und zweck⸗ 
mäßiger eingerichtet, als in Deutſchland (und in Frankreich 
ohnehin). Dies gilt von den Induſtrieſchulen, es gilt aber 
auch ebenſo von den Gymnaſien. Auch an dieſen letzten wid⸗ 
met man den Naturwiſſenſchaften eine ihrer Wichtigkeit 
entſprechende Sorge; man betreibt ferner das Franzöſiſche 
ſo, daß die Schüler dieſe Sprache auch wirklich erlernen (was 
an deutſchen Gymnaſien wohl ſelten vorkommen wird); man 
hat die Einrichtungen und die Stundeneintheilung derart ge⸗ 
troffen (namentlich in Zürich), daß die Schüler der obern 
Gymnaſialklaſſen auch an dem Unterrichte in der Engliſchen 
und Italieniſchen Sprache Theil nehmen können, welcher an 
der obern Induſtrieſchule ertheilt wird; man duldet überdies 
kein Ueberfüllen der Klaſſen, ſondern errichtet Parallel- 
klaſſen, wenn die Schülerzahl etwa 40 überſteigt; dabei wird 
für Entwicklung des Körpers geſorgt durch ernſtlich be⸗ 
triebenes Turnen und die noch näher zu beſprechenden regel⸗ 
mäßigen Waffenübungen. Beides, Turnen und Exerciren, iſt 
für die Schüler obligatoriſch. In den franzöſiſchen Colleges 
iſt das Exerciren zwar auch eingeführt, aber — man wagt es 
(ſeit der Zeit des Staatsſtreichs) nicht mehr, den Schülern 
Flinten anzuvertrauen! 

Zu S. 39. Nach einer während des Druckes vorliegender 
Bogen erſchienenen neuen Veröffentlichung betrug die Zahl der 
im Jahre 1855 durch die Schweiz. Telegraphenanſtalt 
beförderten Depeſchen: interne 133,936, internationale 25,388, 
tranſitirende 3527. — Die Geſammteinnahme ſtieg auf 305,821 
Fr. 83 Cts. Die eigentlichen Betriebskoſten vermögen wir 
von den Geſammtausgaben nicht auszuſcheiden, indem wir 
nur die 19 5 finden, daß dieſe Betriebskoſten, dann die An⸗ 
lage neuer Linien und die Abänderung beſtehender, zuſam⸗ 
men 313,539 Fr. 87 Cents. erheiſchten. — Die Länge der 
e in der Schweiz beträgt: einfache Linien 
3613/, Schweizer Stunden (zu 4800 Meter 90 doppelte 851/,, 
dreifache 63/,, zuſammen 453 Stunden oder 294½ deutſche 
Meilen (2178 Kilometer). 

Zu S. 60. In Zürich wird das Kadettenfeſt dieſes Jahr 
ſo großartig eingerichtet, daß, (nachdem der große Rath eigens 
einen Kredit dafür gewährt hat), Kadetten aus vielen andern 
Kantonen, namentlich aus Aargau, Thurgau, Schaffhauſen, 
St. Gallen und ſelbſt aus Graubünden, daran Theil nehmen 
werden. Das ganze Korps dürfte auf 3 bis 4000 Kadetten 
anſteigen, mit mehreren leichten Batterien. 


* 


Satzfehler. 


S. 3, Zeile 2, lies: Ogni rosa ha la sua spina. 
„ 10, „ 1, hat das Komma hinwegzufallen. 
„ vorletzte, lies: Vollziehung des Willens der an der 
Centralſtelle ꝛc. 
„ 11, „ 5, lies: Selfgovernment. 
„ 14, „ 30, nach: etwas mehr, iſt ein Komma zu ſetzen. 
„ 38, „ 3, lies: Inventarconto ſtatt: Inventar eonot. 
„ 40, „ 5 von unten, iſt das Komma am Schluſſe zu ſtreichen. 


Bloße Buchſtaben⸗ und ſolche Interpunktionsfehler, durch welche 
wenigſtens der Sinn nicht geſtört wird, wird der verehrl. Leſer ohne⸗ 
hin ſelbſt verbeſſern. 


Im Verlage der Swabelle ſchen Buchhandlung in Baf el 
und W iſt ferner eripnlemen 


5 Handbuch; für Offiziere 115 Unteroffiziere der ſch e 
zeriſchen Artillerie. Von L. Schädler, eidgenöſſ. 
Artillerie⸗Stabsmajor. — 1 Thlr. 10 Ngr. — 2 fl. 
Ba kr. — 4 Fr. a 


5 Notizen über Auſſtellung = geſchütze im 1 Selbe, Vom 
| Verfaſſer des Obigen. 8 Ngr. — 24 kr. — 70618. 
Teuſcher, Priefe über Weſt⸗Canada. Nebſt 2 Karten. 
Ein . für Auswanderer. — 16 Ngr. — 

56 kr. 2 Fr. ER | 


Krüſi, Die Rrüche ſind radikal Seid, — 1 Ngr. — 
16 kr. — 50 CTs 


Peter Zybach, gew. Wirth auf der . als 
Brandſtifter vor den Aſſiſen des Berner Oberlan⸗ 
des. — 8 Ngr. — 30 kr. — 1 Fr. 


Sue, Hanne und Euife oder die Familien der Depor⸗ 
tirten. 2 Thle. — 20 Ngr. — U fl. 20 kr. — 2 Fr. 
m Cts. = 


Sinehpnsfenbeue von Chr. En i in Bafel. 


